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519. Bundesgesetz: Exekutionsordnungs-Novelle 1995 — EO-Nov. 1995

(NR: GP XIX RV 195 AB 309 S. 46. BR: AB 5053 S. 603.)
520. Bundesgesetz: Kartellgesetznovelle 1995 — KartGNov 1995

(NR: GP XIX RV 196 AB 310 S. 46. BR: AB 5054 S. 603.)
521. Bundesgesetz: Ausführung der Verordnung des Rates über die Schaffung einer Europäischen

wirtschaftlichen Interessenvereinigung und Änderungen des Firmenbuchgeset-
zes, des Rechtspflegergesetzes und des Gerichtsgebührengesetzes
(EWIV-Ausführungsgesetz — EWIVG)
(NR: GP XIX RV 152 AB 316 S. 46. BR: AB 5055 S. 603.)

519. Bundesgesetz, mit dem die Exekutionsordnung, das Auktionshallengesetz, das Voll-
zugs- und Wegegebührengesetz, das Rechtspflegergesetz, das Rechtsanwaltstarifgesetz und
die Zivilprozeßordnung geändert werden (Exekutionsordnungs-Novelle 1995 — EO-Nov.

1995)
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Änderungen der Exekutionsordnung

Die Exekutionsordnung, RGB1. Nr. 79/1896, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 624/1994, wird wie folgt geändert:

1. §§4 bis 6 lauten:

„§4. Zur Bewilligung der Exekution ist das in den §§18 und 19 bezeichnete "Exekutionsgericht
zuständig.

§ 5. Hat derjenige, gegen den Exekution geführt werden soll (Verpflichteter), im Fall des § 18 Z 3
bei mehreren inländischen Bezirksgerichten seinen allgemeinen Gerichtsstand in Streitsachen, so hat
der Gläubiger die Wahl, bei welchem der zum Einschreiten als Exekutionsgericht zuständigen
Gerichte er um Bewilligung der Exekution ansucht.

§ 6. Der Gläubiger hat die Wahl, bei welchem der zum Einschreiten als Exekutionsgericht zustän-
digen Gerichte er um Bewilligung der Exekution ansucht, wenn in verschiedenen Gerichtssprengeln
Exekutionshandlungen vorzunehmen wären

1. wegen der Lage des Vermögens, auf das Exekution geführt werden soll, oder
2. wegen des gleichzeitigen Ansuchens mehrerer Exekutionsarten oder
3. weil ein betreibender Gläubiger auf Grund desselben Exekutionstitels Exekution gegen meh-

rere Verpflichtete beantragt."

2. §20 wird aufgehoben.

3. §24 samt Überschrift lautet:
„Vollstreckungsorgane

§ 24. (1) Als Vollstreckungsorgane schreiten die Gerichtsvollzieher ein. In besonderen Fällen kön-
nen auch andere dafür geeignete Gerichtsbedienstete herangezogen werden.

(2) Sind bei einem Gericht zumindest zwei Gerichtsvollzieher tätig, so sind die Geschäfte nach
Gebieten aufzuteilen."
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4. §25 wird wie folgt geändert:
a) Abs. l lautet:
„(1) Die Vollstreckungsorgane haben sich bei Ausübung ihrer Tätigkeit innerhalb des ihnen durch

das Gesetz zugewiesenen Wirkungskreises und der erteilten Aufträge zu halten."
b) Abs. 3 lautet:
„(3) Die Vollstreckungsorgane sind auch berechtigt, Schecks zahlungshalber entgegenzunehmen."
5. §26 Abs. 1 lautet:
„(1) Die Vollstreckungsorgane sind befugt, soweit es der Zweck der Exekution erfordert, die

Wohnung des Verpflichteten, dessen Behältnisse, und wenn nötig, mit entsprechender Schonung der
Person, selbst die vom Verpflichteten getragene Kleidung zu durchsuchen. Verschlossene Haus-, Woh-
nungs- und Zimmertüren sowie verschlossene Behältnisse dürfen sie ungeachtet geringfügiger Beschä-
digungen zum Zweck der Exekution öffnen lassen; Haus- und Wohnungstüren durch Auswechseln des
Schlosses jedoch nur dann, wenn der Schlüssel zum neuen Schloß jederzeit behoben werden kann.
Wenn jedoch weder der Verpflichtete noch eine zu seiner Familie gehörende oder von ihm zur Obsor-
ge bestellte volljährige Person anwesend ist, sind den vorerwähnten Exekutionshandlungen zwei ver-
trauenswürdige, volljährige Personen als Zeugen beizuziehen."

6. §30 Abs. 1 lautet:
„(1) An Samstagen, Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen sowie zur Nachtzeit dürfen Exekuti-

onshandlungen nur
1. in dringenden Fällen, insbesondere wenn der Zweck der Exekution nicht anders erreicht wer-

den kann, oder
2. wenn ein Vollzugsversuch an Werktagen zur Tageszeit erfolglos war

auf Anordnung des Exekutionsgerichts vorgenommen werden."
7 §31 Abs. 1 lautet:
„(1) Exekutionshandlungen gegen Personen, die in Österreich auf Grund des Völkerrechts Immu-

nität genießen, sowie auf Exekutionsobjekte und in Räumlichkeiten solcher Personen dürfen nur über
das Bundesministerium für Justiz im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für auswärtige Ange-
legenheiten vorgenommen werden."

8. §39 wird wie folgt geändert:
a) In Abs. l wird der Punkt am Ende der Z 9 durch einen Strichpunkt ersetzt; folgende Zahlen wer-

den angefügt:
„10. wenn die Exekution nicht durch einen Exekutionstitel gedeckt ist oder diesem die Bestätigung

der Vollstreckbarkeit fehlt;
11. wenn die Vollstreckbarerklärung eines ausländischen Exekutionstitels rechtskräftig aufgeho-

ben wurde."
b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:
„(3) Wird auf Ungültig- oder Unwirksamerklärung oder auf Aufhebung des Exekutionstitels

geklagt, so kann der Antrag auf Einstellung der Exekution mit der Klage verbunden werden."
9. § 42 wird wie folgt geändert:
a) Abs. 1 Z 3 lautet:

„3. wenn gemäß § 39 Abs. l Z2 bis 4,6,8 und 10 oder § 40 die Einstellung der Exekution beantragt
wird;"

b) In Abs. l wird der Punkt am Ende der Z 8 durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 9 ange-
fügt:

„9. wenn die Aufhebung oder Abänderung der rechtskräftigen Vollstreckbarerklärung nach § 84c
beantragt wird."

10. §45 Abs. 3 lautet:
„(3) Sofern nicht für einzelne Fälle etwas anderes angeordnet ist oder schon eine rechtskräftige

Entscheidung über die Einstellung oder Einschränkung der Exekution vorliegt, sind die Parteien vor
der Entscheidung über Anträge auf Einstellung oder Einschränkung der Exekution, die nicht vom
betreibenden Gläubiger selbst gestellt werden, einzuvernehmen (§ 55 Abs. 1)."
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11. §47 wird wie folgt geändert:
a) In Abs. 2 Satz l werden die Worte „Der Verpflichtete hat" durch die Worte „Wenn der betrei-

bende Gläubiger nichts anderes beantragt, hat der Verpflichtete unter Angabe seines Geburtsdatums"
ersetzt.

b) Abs. 3 Satz 1 lautet:
„Die Finanzprokuratur, das Finanzamt, soweit es nach den geltenden Vorschriften an Stelle der

Finanzprokuratur einzuschreiten berufen ist, und jede Verwaltungsbehörde können die Vorlage eines
Vermögensverzeichnisses und dessen Unterfertigung vor Gericht beantragen, wenn die verwaltungs-
oder finanzbehördliche Exekution zur Hereinbringung der Steuern, Zuschläge und der den Steuern
hinsichtlich der Einbringung gleichgehaltenen Leistungen erfolglos geblieben ist."

12. §54 Abs. 2 wird durch folgende Absätze ersetzt:
a) Abs. 2 lautet:
„(2) Dem Exekutionsantrag ist eine Ausfertigung des Exekutionstitels samt Bestätigung der Voll-

streckbarkeit anzuschließen, bei einem rechtskräftig für vollstreckbar erklärten ausländischen Exeku-
tionstitel auch die Vollstreckbarerklärung samt Bestätigung der Rechtskraft dieser Entscheidung. Eine
Bestätigung der Vollstreckbarkeit ist bei Beschlüssen, mit denen die Exekutionskosten bestimmt wer-
den, bei Vergleichen und bei vollstreckbaren Notariatsakten nicht erforderlich.

(3) Fehlt im Exekutionsantrag das gesetzlich vorgeschriebene Vorbringen oder sind ihm nicht alle
vorgeschriebenen Urkunden angeschlossen, so ist der Schriftsatz zur Verbesserung zurückzustellen."

13. Nach §54a werden folgende Bestimmungen samt Überschriften eingefügt:
„Vereinfachtes Bewilligungsverfahren

§ S4b. (1) Das Gericht hat über einen Exekutionsantrag im vereinfachten Bewilligungsverfahren
zu entscheiden, wenn

1. der betreibende Gläubiger Exekution wegen Geldforderungen, nicht jedoch auf das unbeweg-
liche Vermögen beantragt,

2. die hereinzubringende Forderung an Kapital 100 000 S nicht übersteigt; Prozeßkosten oder
Nebengebühren sind nur dann zu berücksichtigen, wenn sie allein Gegenstand des durchzuset-
zenden Anspruchs sind,

3. die Vorlage anderer Urkunden als des Exekutionstitels nicht vorgeschrieben ist,
4. sich der betreibende Gläubiger auf einen inländischen oder rechtskräftig für vollstreckbar

erklärten ausländischen Exekutionstitel stützt und
5. der betreibende Gläubiger nicht bescheinigt hat, daß ein vorhandenes Exekutionsobjekt durch

Zustellung der Exekutionsbewilligung vor Vornahme der Pfändung der Exekution entzogen
würde.

(2) Im vereinfachten Bewilligungsverfahren gilt folgendes:
1. Der Exekutionsantrag hat die Angaben nach § 7 Abs. l zu enthalten; es ist auch der Tag zu nen-

nen, an dem die Bestätigung der Vollstreckbarkeit erteilt wurde.
2. Der betreibende Gläubiger braucht dem Exekutionsantrag keine Ausfertigung des Exekutions-

titels anzuschließen.
3. Das Gericht hat nur auf Grund der Angaben im Exekutionsantrag zu entscheiden. Bestehen auf

Grund der Angaben im Exekutionsantrag oder gerichtsbekannten Tatsachen Bedenken, ob ein
die Exekution deckender Exekutionstitel samt Bestätigung der Vollstreckbarkeit besteht, so
hat das Gericht den betreibenden Gläubiger vor der Entscheidung aufzufordern, binnen fünf
Tagen eine Ausfertigung des Exekutionstitels samt Bestätigung der Vollstreckbarkeit vorzule-
gen.

Einspruch
§ 54c. (1) Gegen die im vereinfachten Bewilligungsverfahren ergangene Exekutionsbewilligung

steht dem Verpflichteten der Einspruch zu. Mit diesem kann nur geltend gemacht werden, daß ein
die bewilligte Exekution deckender Exekutionstitel samt Bestätigung der Vollstreckbarkeit fehlt oder
daß der Exekutionstitel nicht mit den im Exekutionsantrag enthaltenen Angaben darüber überein-
stimmt. Rechtsbehelfe und Rechtsmittel, mit denen diese Mängel innerhalb der Einspruchsfrist gel-
tend gemacht werden, sind als Einspruch zu behandeln.

(2) Die Einspruchsfrist beträgt 14 Tage. Sie beginnt mit Zustellung der schriftlichen Ausfertigung
des Bewilligungsbeschlusses an den Verpflichteten.
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(3) Die Erhebung des Einspruchs hemmt nicht den Vollzug der bewilligten Exekution. Wenn über
den Einspruch bis zur Vornahme von Verwertungshandlungen nicht rechtskräftig entschieden ist, hat
das Exekutionsgericht von Amts wegen mit dem weiteren Vollzug bis zum Eintritt der Rechtskraft die-
ser Entscheidung innezuhalten.

Auftrag zur Vorlage des Exekutionstitels
§54d. (1) Wenn der Verpflichtete rechtzeitig Einspruch erhebt, ist dem betreibenden Gläubiger

aufzutragen, eine Ausfertigung des im Exekutionsantrag genannten Exekutionstitels samt Bestätigung
der Vollstreckbarkeit binnen fünf Tagen vorzulegen. Diese Frist beginnt mit Zustellung des Vorlage-
auftrags.

(2) Das Exekutionsgericht kann auch auf andere Art prüfen, ob der im Exekutionsantrag genannte
Exekutionstitel samt Bestätigung der Vollstreckbarkeit vorliegt.

Einstellung der Exekution
§ 54e. (1) Das Exekutionsverfahren ist unter gleichzeitiger Aufhebung aller bis dahin vollzogenen

Exekutionsakte auch dann einzustellen, wenn
1. der betreibende Gläubiger dem Vorlageauftrag nach § 54d Abs. l nicht rechtzeitig nachkommt

oder
2. der Exekutionstitel nicht mit den im Exekutionsantrag enthaltenen Angaben darüber überein-

stimmt.
(2) Tritt der Einstellungsgrund nur hinsichtlich eines Teils der Exekution ein, so ist diese verhält-

nismäßig einzuschränken.

Schadenersatz
§ 54f. (1) Wird die Exekution bewilligt, ohne daß der betreibende Gläubiger über den im Exeku-

tionsantrag genannten Exekutionstitel samt Bestätigung der Vollstreckbarkeit verfügt, so hat er dem
Verpflichteten alle verursachten Vermögensnachteile zu ersetzen.

(2) Das Exekutionsgericht hat auf Antrag des Verpflichteten die Höhe des Ersatzes nach freier
Überzeugung (§273 ZPO) festzusetzen. Nach Eintritt der Rechtskraft findet auf Grund dieses
Beschlusses Exekution auf das Vermögen des betreibenden Gläubigers statt.

Mutwillensstrafe
§ 54g. Wurde die Exekutionsbewilligung mutwillig erwirkt, so ist dem betreibenden Gläubiger

überdies eine vom Gericht mit Rücksicht auf die besonderen Umstände des Einzelfalls, insbesondere
auf die Höhe des zu Unrecht in Exekution gezogenen Betrags, zu bemessende Mutwillensstrafe von
mindestens 1000 S aufzuerlegen."

14. In § 61 werden vor dem Wort „auftragsgemäß" die Worte „gesetzgemäß oder" eingefügt.
15. §66 lautet:
„§66. (1) Gegen Beschlüsse, durch die
1. Tagsatzungen anberaumt oder erstreckt werden oder
2. eine Einvernehmung der Parteien oder der sonst am Exekutionsverfahren beteiligten Personen

angeordnet wird oder
3. der Auftrag zur Vorlage des Exekutionstitels nach § 54b Abs. 2 oder § 54d Abs. l erteilt wird,

sowie
4. gegen die zur Durchführung einzelner Exekutionsakte an die Vollstreckungsorgane erlassenen

Aufträge
ist ein abgesondertes Rechtsmittel nicht gestattet.

(2) Die Höhe einer aufgetragenen Sicherheitsleistung kann nur dann angefochten werden, wenn
sie 15 000 S übersteigt."

16. §68 samt Überschrift lautet:
„Vollzugsbeschwerde

§ 68. Wer sich durch einen Vorgang des Exekutionsvollzugs, insbesondere durch eine Amtshand-
lung des Vollstreckungsorgans oder durch die Verweigerung einer Exekutionshandlung, für beschwert
erachtet, kann vom Exekutionsgericht Abhilfe verlangen."

17 §69 Abs. l Satz 2 und 3, Abs. 2 letzter Satz und Abs. 3 werden aufgehoben.
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18. § 70 Abs. 3 wird aufgehoben.
19. In § 73 entfallen die Worte „vom Vorsteher des Exekutionsgerichtes"
20. § 74 wird wie folgt geändert:
a) Abs. l wird folgender Satz angefügt:

„Übersteigt bei einer Exekution auf bewegliche körperliche Sachen die hereinzubringende Forderung
an Kapital 30 000 S — Prozeßkosten oder Nebengebühren sind nur dann zu berücksichtigen, wenn sie
allein Gegenstand des durchzusetzenden Anspruchs sind —, so sind die Kosten der Beteiligung am
Exekutionsvollzug bis zur Pfändung zur Rechtsverwirklichung notwendig, bei geringeren Forderun-
gen jedoch nicht."

b) Folgende Absätze werden angefügt:
„(3) Bei der Exekution auf bewegliche körperliche Sachen sind die nach Bewilligung der Exeku-

tion entstandenen Kosten erst nach Bericht des Vollstreckungsorgans zu bestimmen.
(4) Beschlüsse, mit denen die Exekutionskosten bestimmt werden, sind ab deren Erlassung voll-

streckbar."
21. In § 75 werden die Worte „§§ 35,36 und 39 Abs. l Z l und 9" durch die Worte „§§ 35,36 und 39

Abs. l Z l, 9 und 10 sowie § 54e" ersetzt.
22. Die Überschrift vor § 79 lautet:

„Zweiter Titel
Vollstreckbarerklärung und Anerkennung von Akten und Urkunden, die im Ausland errichtet wur-

den"
23. § 79 lautet:

„§ 79. (1) Die Bewilligung der Exekution auf Grund von Akten und Urkunden, die im Ausland
errichtet wurden und nicht zu den in § 2 bezeichneten Exekutionstiteln gehören (ausländische Exeku-
tionstitel), setzt voraus, daß sie für Österreich für vollstreckbar erklärt wurden.

(2) Akte und Urkunden sind für vollstreckbar zu erklären, wenn die Akte und Urkunden nach den
Bestimmungen des Staates, in dem sie errichtet wurden, vollstreckbar sind und die Gegenseitigkeit
durch Staatsverträge oder durch Verordnungen verbürgt ist."

24. Die Einleitung des §80 lautet:
„Einem Antrag auf Vollstreckbarerklärung, der sich auf ein Erkenntnis eines ausländischen

Gerichts oder einer sonstigen Behörde, auf einen vor diesen geschlossenen Vergleich oder auf eine
ausländische öffentliche Urkunde gründet, ist überdies nur dann stattzugeben:"

25. §§81 bis 86 samt Überschriften lauten:
„Versagungsgründe

§ 81. Die Vollstreckbarerklärung ist ungeachtet des Vorhandenseins der in §§ 79 und 80 angeführ-
ten Bedingungen zu versagen:

1. wenn es dem Antragsgegner wegen einer Unregelmäßigkeit des Verfahrens nicht möglich war,
sich an dem vor dem ausländischen Gericht oder der ausländischen Behörde stattfindenden
Verfahren zu beteiligen;

2. wenn durch die Vollstreckbarerklärung eine Handlung erzwungen werden soll, die nach dem
Recht des Inlands entweder überhaupt unerlaubt oder nicht erzwingbar ist;

3. wenn durch die Vollstreckbarerklärung ein Rechtsverhältnis zur Anerkennung oder ein
Anspruch zur Verwirklichung gelangen soll, dem durch das inländische Gesetz im Inland aus
Rücksichten der öffentlichen Ordnung oder der Sittlichkeit die Gültigkeit oder Klagbarkeit ver-
sagt ist.

Zuständigkeit
§ 82. Zur Vollstreckbarerklärung ist das Bezirksgericht zuständig, bei dem der Verpflichtete seinen

Wohnsitz oder Sitz hat. Ist ein solcher im Inland nicht begründet, so ist um Vollstreckbarerklärung bei
dem nach §§ 18 und 19 bezeichneten Bezirksgericht anzusuchen, in Wien bei dem Bezirksgericht, das
für Exekutionssachen nach dem Bezirksgerichts-Organisationsgesetz für Wien zuständig ist.

311
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Verfahren
§ 83. (1) Über den Antrag auf Vollstreckbarerklärung ist ohne vorhergehende mündliche Ver-

handlung und ohne Einvernehmung des Gegners mit Beschluß zu entscheiden.
(2) Soweit nicht in diesem Titel etwas anderes bestimmt ist, sind die Bestimmungen über die Exe-

kution inländischer Akte und Urkunden sinngemäß anzuwenden.

Rekurs und Widerspruch
§84. (1) Wenn dem Antrag stattgegeben wird, ohne daß die in §§79 bis 81 angeführten gesetzli-

chen Bedingungen vorhanden sind, kann der Antragsgegner gegen die Vollstreckbarerklärung neben
Rekurs auch Widerspruch erheben.

(2) Der Widerspruch ist innerhalb eines Monats bei dem Gericht zu erheben, das für die Voll-
streckbarerklärung in erster Instanz zuständig ist. Befindet sich der Wohnsitz oder Sitz des Verpflich-
teten nicht im Inland, so beträgt die Frist zwei Monate.

(3) Über den Widerspruch ist nach mündlicher Verhandlung durch Urteil zu entscheiden. Auf das
Verfahren sind die Bestimmungen über das Verfahren vor den Bezirksgerichten (§§ 431ff. ZPO) anzu-
wenden.

(4) Für das Verfahren über einen Rekurs gegen einen Beschluß über einen Antrag auf Vollstreck-
barerklärung ist § 521 a ZPO sinngemäß anzuwenden.

(5) Ist der ausländische Exekutionstitel nach den Rechtsvorschriften des Ursprungsstaates noch
nicht rechtskräftig, so kann das Gericht, das über einen Rekurs oder Widerspruch des Antragsgegners
zu entscheiden hat, auf dessen Antrag das Verfahren zur Vollstreckbarerklärung bis zum Eintritt der
Rechtskraft des ausländischen Exekutionstitels unterbrechen. Das Gericht kann außerdem die Vor-
nahme selbst der nach §84a Abs. 2 bereits zulässigen Exekutionshandlungen davon abhängig
machen, daß der betreibende Gläubiger eine vom Gericht nach freiem Ermessen zu bestimmende
Sicherheit für den dem Verpflichteten durch die Exekutionshandlungen drohenden Schaden leistet.
Vor Nachweis des gerichtlichen Erlags der zu leistenden Sicherheit darf mit dem Vollzug der Exeku-
tionshandlungen nicht begonnen werden.

(6) Gegen die Entscheidung über einen wegen der Erteilung oder Versagung der Vollstreckbarer-
klärung erhobenen Rekurs ist ein weiterer Rekurs nicht deshalb unzulässig, weil das Gericht zweiter
Instanz die angefochtene erstgerichtliche Entscheidung zur Gänze bestätigt hat.

Exekutionsantrag und Vollzug
§ 84a. (1) Mit dem Antrag auf Vollstreckbarerklärung kann der Antrag auf Bewilligung der Exe-

kution verbunden werden. Über beide Anträge hat das Gericht zugleich zu entscheiden.
(2) Wenn bis zur Vornahme von Verwertungshandlungen über den Antrag auf Vollstreckbarer-

klärung nicht rechtskräftig entschieden ist, hat das Exekutionsgericht von Amts wegen mit dem weite-
ren Vollzug bis zum Eintritt der Rechtskraft dieser Entscheidung innezuhalten.

Wirkung der Vollstreckbarerklärung
§ 84b. Nach Eintritt der Rechtskraft der Vollstreckbarerklärung ist der ausländische Exekutions-

titel wie ein inländischer zu behandeln. Ihm kommt aber nie mehr Wirkung als im Ursprungsstaat zu.

Aufhebung und Abänderung der Vollstreckbarerklärung
§ 84c. (1) Wird der Exekutionstitel im Ursprungsstaat nach Rechtskraft der Vollstreckbarerklä-

rung aufgehoben oder abgeändert, so kann der Verpflichtete die Aufhebung oder Abänderung der
Vollstreckbarerklärung beantragen. Dieser Antrag kann mit einem Antrag auf Einstellung oder Ein-
schränkung der Exekution verbunden werden.

(2) Über den Antrag auf Aufhebung oder Abänderung der Vollstreckbarerklärung hat das für die
Vollstreckbarerklärung in erster Instanz zuständige Gericht nach Anhörung des betreibenden Gläubi-
gers mit Beschluß zu entscheiden.

Anerkennung
§ 85. Wird die Feststellung beantragt, ob Akte und Urkunden anzuerkennen sind, die
1. im Ausland errichtet wurden,
2. eine vermögensrechtliche Angelegenheit zum Gegenstand haben und
3. einer Vollstreckung nicht zugänglich sind,

so sind die vorstehenden Bestimmungen sinngemäß anzuwenden.
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§ 86. Die vorstehenden Bestimmungen sind nicht anzuwenden, wenn in Staatsverträgen oder Ver-
ordnungen über die Voraussetzungen der Vollstreckbarerklärung oder Anerkennung ausländischer
Akte und Urkunden abweichende Anordnungen enthalten sind."

26. Nach §86 wird folgende Bestimmung samt Überschrift eingefügt:

„Dritter Titel
Exekution auf Grund von Akten und Urkunden supranationaler Organisationen

§86a. Akte und Urkunden supranationaler Organisationen, denen Österreich angehört, sind,
unabhängig davon, ob sie im Geltungsgebiet oder außerhalb des Geltungsgebiets dieses Gesetzes
errichtet worden sind, ausländischen Akten und Urkunden gleichgestellt."

27 §88 Abs. 2 lautet:
„(2) Für die Bewilligung und den Vollzug der Einverleibung gelten die Bestimmungen des Allge-

meinen Grundbuchsgesetzes mit der Maßgabe, daß die Frist zur Einbringung von Rekursen 14 Tage
beträgt."

28. Der bisherige Text des §249 erhält die Absatzbezeichnung „ (1) "; folgende Absätze werden ange-
fügt:

„(2) Die Übergabe des Exekutionsakts an das Vollstreckungsorgan enthält den Auftrag, Exeku-
tionshandlungen so lange vorzunehmen, bis der Erfolg oder Nichterfolg feststeht. Die Vollstreckungs-
organe dürfen die Grenzen ihres Gebiets sowie die Grenzen des Bezirksgerichtssprengeis überschrei-
ten und die Amtshandlung im Sprengel ihres bzw des benachbarten Bezirksgerichts und im ganzen Ort
vornehmen. Sie dürfen stattdessen auch das nach der Lage der beweglichen körperlichen Sachen
zuständige Vollstreckungsorgan um die Vornahme der Amtshandlung ersuchen. Das ersuchte Voll-
streckungsorgan wird dabei im Auftrag des Gerichts, das den Vollzug angeordnet hat, tätig. Werden
Gegenstände gepfändet oder ein Vermögensverzeichnis aufgenommen, so hat das Gericht seine Unzu-
ständigkeit auszusprechen und das Verfahren dem zuständigen Exekutionsgericht zu überweisen.

(3) Im vereinfachten Bewilligungsverfahren dürfen Vollzugshandlungen frühestens 14 Tage nach
Zustellung der Bewilligung der Exekution vorgenommen werden. Sonst ist der Beschluß, durch wel-
chen die Pfändung bewilligt wurde, dem Verpflichteten erst bei Vornahme der Pfändung zuzustellen."

29. Nach §249 wird folgende Bestimmung samt Überschrift eingefügt:
„Aufforderung zur Zahlung

§ 249a. Das Vollstreckungsorgan hat am Vollzugsort unmittelbar vor dem Vollzug den Verpflich-
teten zur Zahlung aufzufordern."

30. §§250 und 251 samt Überschriften lauten:
„Unpfändbare Sachen

§ 250. (1) Unpfändbar sind
1. die dem persönlichen Gebrauch oder dem Haushalt dienenden Gegenstände, soweit sie einer

bescheidenen Lebensführung des Verpflichteten und der mit ihm im gemeinsamen Haushalt
lebenden Familienmitglieder entsprechen oder wenn ohne weiteres ersichtlich ist, daß durch
deren Verwertung nur ein Erlös erzielt werden würde, der zum Wert außer allem Verhältnis
steht;

2. bei Personen, die aus persönlichen Leistungen ihren Erwerb ziehen, sowie bei Kleingewerbe-
treibenden und Kleinlandwirten die zur Berufsausübung bzw. persönlichen Fortsetzung der
Erwerbstätigkeit erforderlichen Gegenstände sowie nach Wahl des Verpflichteten bis zum
Wert von 10 000 S die zur Aufarbeitung bestimmten Rohmaterialien;

3. die für den Verpflichteten und die mit ihm im gemeinsamen Haushalt lebenden Familienmit-
glieder auf vier Wochen erforderlichen Nahrungsmittel und Heizstoffe;

4. nicht zur Veräußerung bestimmte Haustiere, zu denen eine gefühlsmäßige Bindung besteht, bis
zum Wert von 10 000 S sowie eine Milchkuh oder nach Wahl des Verpflichteten zwei Schweine,
Ziegen oder Schafe, wenn diese Tiere für die Ernährung des Verpflichteten oder der mit ihm im
gemeinsamen Haushalt lebenden Familienmitglieder erforderlich sind, ferner die Futter- und
Streuvorräte auf vier Wochen;

5. bei Personen, deren Geldbezug durch Gesetz unpfändbar oder beschränkt pfändbar ist, der Teil
des vorgefundenen Bargelds, der dem unpfändbaren, auf die Zeit von der Vornahme der Pfän-
dung bis zum nächsten Zahlungstermin des Bezugs entfallenden Einkommen entspricht;
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6. die zur Vorbereitung eines Berufs erforderlichen Gegenstände sowie die Lernbehelfe, die zum
Gebrauch des Verpflichteten und seiner im gemeinsamen Haushalt mit ihm lebenden Familien-
mitglieder in der Schule bestimmt sind;

7 die zum Betrieb einer Apotheke unentbehrlichen Geräte, Gefäße und Warenvorräte, unbe-
schadet der Zulässigkeit der Zwangsverwaltung dieses Betriebs;

8. Hilfsmittel zum Ausgleich einer körperlichen, geistigen oder psychischen Behinderung oder
einer Sinnesbehinderung und Hilfsmittel zur Pflege des Verpflichteten oder der mit ihm im
gemeinsamen Haushalt lebenden Familienmitglieder sowie Therapeutika und Hilfsgeräte, die
im Rahmen einer medizinischen Therapie benötigt werden;

9. Familienbilder mit Ausnahme der Rahmen, Briefe und andere Schriften sowie der Ehering des
Verpflichteten.

(2) Das Vollstreckungsorgan hat Gegenstände geringen Werts auch dann nicht zu pfänden, wenn
offenkundig ist, daß die Fortsetzung oder Durchführung der Exekution einen die Kosten dieser Exeku-
tion übersteigenden Ertrag nicht ergeben wird.

Weitere unpfändbare Sachen
§ 251. (1) Unpfändbar sind weiters
1. Gegenstände, die zur Ausübung des Gottesdienstes einer gesetzlich anerkannten Kirche oder

Religionsgesellschaft verwendet werden,
2. Kreuzpartikel und Reliquien mit Ausnahme ihrer Fassung.
(2) Bei einer Exekution auf die Fassung von Kreuzpartikeln und Reliquien darf die Authentika

nicht verletzt werden."
31. Nach §251 wird folgender §251 a samt Überschrift eingefügt:

„Austauschpfändung

§251a. (1) Das Vollstreckungsorgan kann eine unpfändbare Sache vorläufig pfänden, wenn der
Austausch durch ein Ersatzstück nach Lage der Verhältnisse angemessen ist, insbesondere der Verwer-
tungserlös den Wert eines Ersatzstücks, das dem geschützten Verwendungszweck genügt, erheblich
übersteigen wird.

(2) Der betreibende Gläubiger ist von der vorläufigen Pfändung unverzüglich zu verständigen. Das
Vollstreckungsorgan hat ihm auch den Wert eines Ersatzstücks oder den zur Beschaffung eines solchen
Ersatzstücks erforderlichen Geldbetrag mitzuteilen.

(3) Erklärt sich der betreibende Gläubiger nicht binnen 14 Tagen ab Zustellung der Verständi-
gung, wenn er aber bei der Pfändung anwesend ist, nicht bei dieser bereit, dem Verpflichteten ein sol-
ches Ersatzstück oder den zur Ersatzbeschaffung erforderlichen Betrag zur Verfügung zu stellen, oder
überläßt er zu dem vom Vollstreckungsorgan festgelegten Termin dem Verpflichteten nicht das Ersatz-
stück oder den zur Ersatzbeschaffung erforderlichen Betrag, so erlischt das Pfandrecht.

(4) Hat der betreibende Gläubiger innerhalb der Frist des Abs. 3 eine Vollzugsbeschwerde gegen
den vom Vollstreckungsorgan mitgeteilten Wert des Ersatzstücks oder den zur Beschaffung eines sol-
chen Ersatzstücks erforderlichen Geldbetrag erhoben, so wird diese Frist bis zum Eintritt der Rechts-
kraft der Entscheidung über die Vollzugsbeschwerde unterbrochen."

32. § 252 wird wie folgt geändert:
a) Folgende Überschrift wird eingefügt:

„Liegenschaftszubehör"
b) Der Klammerausdruck „(§§ 294 bis 297 a.b.G.B.)" wird durch „(§§ 294 bis 297a ABGB)" ersetzt.
33. Nach § 252 werden folgende Bestimmungen samt Überschriften eingefügt:

„Vollzugsort
§ 252a. (1) Das Vollstreckungsorgan hat den im Antrag auf Exekutionsbewilligung genannten Ort

aufzusuchen, außer es ist ihm bekannt, daß sich dort weder der Verpflichtete noch Vermögensteile, die
in seiner Gewahrsame stehen und auf die Exekution geführt werden soll, befinden.

(2) Sind dem Vollstreckungsorgan Orte, wo sich der Verpflichtete oder Vermögensteile, auf die
Exekution geführt werden soll, befinden, bekannt oder können solche durch zumutbare Erhebungen
von ihm in Erfahrung gebracht werden, so hat es diese von Amts wegen aufzusuchen.
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Vollzugszeit
§ 252b. (1) Das Vollstreckungsorgan hat die Zeit des Vollzugs selbst zu wählen. Hiebei ist unter

Berücksichtigung von Abs. 2 darauf Bedacht zu nehmen, wann der Verpflichtete am wahrscheinlich-
sten anzutreffen ist.

(2) An Samstagen, Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen sowie zur Nachtzeit darf das Vollstrek-
kungsorgan Exekutionshandlungen nur

1. in dringenden Fällen, insbesondere wenn der Zweck der Exekution nicht anders erreicht wer-
den kann, oder

2. wenn ein Vollzugsversuch an Werktagen zur Tageszeit erfolglos war,
vornehmen.

Vollzugsversuche
§252c. Kann beim Vollzugsversuch der Vollzugsort nicht betreten werden und ist nicht auszu-

schließen, daß sich dort der Verpflichtete oder Vermögensteile, auf die Exekution geführt werden
soll, befinden, so sind zwei weitere Versuche durchzuführen.

Weitere Vollzüge
§ 252d. Das Vollstreckungsorgan hat Vollzüge durchzuführen, solange sie erfolgversprechend sind,

insbesondere Zahlung auch nur eines Teils der betriebenen Forderung zu erwarten ist.

Kontaktaufnahme mit dem Verpflichteten
§ 252e. Wird der Verpflichtete nicht angetroffen, so kann das Vollstreckungsorgan diesen auffor-

dern, sich bei ihm zu melden, wenn der Zweck der Exekution dadurch nicht vereitelt wird.

Öffnen der verschlossenen Haus- und Wohnungstüren
§ 252f. (1) Verschlossene Haus- und Wohnungstüren dürfen geöffnet werden, wenn diese
1. bei einem Vollzugsversuch, der bei Unternehmen zur Geschäftszeit, sonst an Samstagen, Sonn-

tagen und gesetzlichen Feiertagen sowie zur Nachtzeit durchgeführt wurde, versperrt waren
oder

2. wahrscheinlich über vier Monate versperrt sein werden oder
3. die am Vollzugsort anwesende Person nicht öffnet und

der betreibende Gläubiger nicht auf eine Öffnung verzichtet hat.
(2) Das Vollstreckungsorgan hat den betreibenden Gläubiger zum Erlag eines Kostenvorschusses

aufzufordern. Dieser kann auch die zur Öffnung erforderlichen Arbeitskräfte bereitstellen, wenn er
dies während der zum Erlag des Kostenvorschusses offenstehenden Frist bekanntgibt.

(3) Die Kosten des Schlossers sind einstweilen vom betreibenden Gläubiger und bei Vorhanden-
sein mehrerer betreibender Gläubiger von allen nach dem Verhältnis der vollstreckbaren Forderungen
zu tragen.

Bericht des Vollstreckungsorgans
§ 252g. (1) Das Vollstreckungsorgan hat dem Gericht zu berichten, wenn
1. die hereinzubringende Forderung vom Verpflichteten bezahlt wurde oder
2. kein Vollzugsort erhoben werden konnte oder
3. keine pfändbaren Gegenstände vorgefunden wurden und weitere Vollzugsversuche nicht

erfolgversprechend sind oder
4. das Verkaufsverfahren abgeschlossen ist oder
5. das Gericht dies begehrt, etwa weil der Bericht für eine von ihm zu fällende Entscheidung

wesentlich ist.
(2) Das Vollstreckungsorgan hat auch spätestens nach vier Monaten seit Übergabe des Exekuti-

onsakts dem Gericht zu berichten. Das Gericht kann dem Vollstreckungsorgan eine neuerliche Frist
von zwei Monaten einräumen, wenn eine solche auf Grund des Berichts des Vollstreckungsorgans
erfolgversprechend ist.

(3) Das Gericht hat dem betreibenden Gläubiger eine Ausfertigung des Berichts nach Abs. l Z l
bis 3 und Abs. 2 zu übersenden, wobei mitzuteilen ist, ob die Frist nach Abs. 2 verlängert wurde.
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Neuerlicher Vollzug nach Bericht
§ 252h. Ein Antrag auf Vollzug darf vor Ablauf von sechs Monaten nach einem ergebnislosen Voll-

zugsversuch nur dann gestellt werden, wenn glaubhaft gemacht wird, daß beim Verpflichteten zwi-
schenzeitig pfändbare Gegenstände vorhanden sind, oder der Gläubiger einen neuen Vollzugsort
bekanntgibt.

Allgemeine Sperrfrist
§ 252i. Ein Antrag auf Exekutionsbewilligung oder neuerlichen Vollzug, der sich gegen einen Ver-

pflichteten richtet, bei dem in einem anderen Verfahren innerhalb der letzten sechs Monate ein Vollzug
nicht durchgeführt werden konnte, weil keine pfändbaren Gegenstände vorgefunden wurden, ist zu
bewilligen, jedoch erst sechs Monate nach dem letzten ergebnislosen Vollzugsversuch zu vollziehen,
wenn nicht ein früherer Vollzugsversuch erfolgversprechend ist. Der betreibende Gläubiger ist davon
zu verständigen. Macht der betreibende Gläubiger glaubhaft, daß beim Verpflichteten zwischenzeitig
pfändbare Gegenstände vorhanden sind, so ist der Vollzug vor Ablauf dieser Frist durchzuführen.

Aufschiebung
§ 252j. Die Exekution ist auf Antrag des betreibenden Gläubigers oder mit dessen Zustimmung

vor Begründung eines Pfandrechts aufzuschieben, wenn zwischen den Parteien eine Zahlungsvereinba-
rung getroffen wurde. Sie kann erst nach Ablauf von drei Monaten fortgesetzt werden. Wird die Fort-
setzung nicht innerhalb von zwei Jahren beantragt, so ist die Exekution einzustellen."

34. §253 wird wie folgt geändert:
a) Abs. l werden folgende Sätze angefügt:
„Das Vollstreckungsorgan hat auch den voraussichtlich erzielbaren Erlös anzugeben. Werden die

Pfandstücke nicht verwahrt, so ist die Pfändung in einer für jedermann leicht erkennbaren Weise
ersichtlich zu machen."

b) Abs. 3 lautet:
„(3) Behaupten dritte Personen oder der Verpflichtete bei der Pfändung an den im Protokoll ver-

zeichneten Sachen solche Rechte, die die Vornahme der Exekution unzulässig machen würden, so sind
diese Ansprüche im Pfändungsprotokoll anzumerken. Werden Name und genaue Anschrift des Dritten
bekanntgegeben, so ist dieser vom Vollstreckungsorgan von der Pfändung zu verständigen."

c) Abs. 4 Satz l wird aufgehoben.
d) Abs. 4 wird folgender Satz angefügt:
„Eine Ablichtung des Pfändungsprotokolls ist dem betreibenden Gläubiger auf Antrag und gegen

Kostenersatz zu übersenden."
35. Der bisherige Text des §253a erhält die Absatzbezeichnung „ (1)"; folgender Abs. 2 wird ange-

fügt:
„(2) Hat der Verpflichtete zur Begleichung der Forderung einen Scheck zahlungshalber dem Voll-

streckungsorgan übergeben, so ist das Vermögensverzeichnis erst aufzunehmen, wenn der rechtzeitig
vorgelegte Scheck nicht eingelöst wird."

36. §254 lautet:
„Pfändungsregister und Pfändungsprotokoll

§254. (1) Das Vollstreckungsorgan hat jede vorgenommene Pfändung im Pfändungsregister
ersichtlich zu machen.

(2) Das Vollstreckungsorgan hat dem Exekutionsgericht das Pfändungsprotokoll vorzulegen."
37 §255 erhält folgende Überschrift:

„Auskunft aus dem Pfändungsregister"
38. §256 wird wie folgt geändert:
a) folgende Überschrift wird eingefügt:

„Erwerb des Pfandrechts"
b) Abs. 2 lautet:
„(2) Das Pfandrecht erlischt nach zwei Jahren, wenn das Verkaufsverfahren nicht gehörig fortge-

setzt wurde."
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39. §257 wird wie folgt geändert:
a) Folgende Überschrift wird eingefügt:

„Nachpfändung"
b) Abs. 2 wird aufgehoben.
40. §259 wird wie folgt geändert:
a) Abs. 1 lautet:
„(1) Die Pfandstücke sind auf Antrag des betreibenden Gläubigers in Verwahrung zu nehmen,

Gegenstände, die sich zum gerichtlichen Erlag eignen, können auch von Amts wegen verwahrt wer-
den. Ist eine sofortige Verwahrung nicht möglich, so können zur Vorbereitung der Verwahrung auch
Maßnahmen gesetzt werden, die eine Verbringung der Pfandsache oder Verfügungen hierüber verhin-
dern."

b) Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
„Müssen die Gegenstände durch Transportmittel zum Verwahrer gebracht werden, so wird die

Verwahrung nur vollzogen, wenn der betreibende Gläubiger die Transportmittel bereitstellt."
c) In Abs. 3 entfallen jeweils die Worte „vom Exekutionsgericht"; folgende Sätze werden angefügt:
„Die Sachen können, soweit sie nicht nach § 274 Abs. 3 ausgeschlossen sind, auch in einer Aukti-

onshalle verwahrt werden, wenn die vorhandenen Räume dies erlauben. Ob diese Voraussetzung
zutrifft, entscheidet der Leiter der Auktionshalle. Diese Verwahrung gilt als Verwahrung in einer
unter staatlicher Aufsicht stehenden Anstalt."

41. §260 wird wie folgt geändert:
a) folgende Überschrift wird eingefügt:

„Bestellung des Verwahrers"
b) Vor Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
„Der Verwahrer wird vorn Vollstreckungsorgan bestellt."
42. §261 wird wie folgt geändert:
a) Folgende Überschrift wird eingefügt:

„Vorgefundenes Bargeld"
b) Abs. l erster Halbsatz lautet:
„Das Vollstreckungsorgan hat vorgefundenes Geld in Verwahrung zu nehmen"
c) In Abs. 4 werden die Worte „in der Gerichtskanzlei" durch die Worte „bei Gericht" ersetzt.
43. §262 erhält folgende Überschrift:

„Pfändung bei Dritten"
44. §264 Abs. 2 lautet:
„(2) Der Antrag auf Bewilligung des Verkaufs ist mit dem Antrag auf Bewilligung der Pfändung zu

verbinden. Über diese Anträge hat das Gericht zugleich zu entscheiden."
45. §264a erhält folgende Überschrift:

„Aufschiebung des Verkaufs"
46. Nach §264a wird folgende Bestimmung samt Überschrift eingefügt:

„Innehalten mit der Anordnung des Verkaufs
§ 264b. Im Fall des.§ 252d kann das Vollstreckungsorgan für den Zeitraum von erfolgversprechen-

den Vollzügen, längstens aber für vier Monate, mit der Anordnung des Verkaufs der Pfandgegenstände
innehalten. Dies ist dem betreibenden Gläubiger mitzuteilen."

47 §265 wird wie folgt geändert:
a) Folgende Überschrift wird eingefügt:

„Wertpapiere einer juristischen Person des öffentlichen Rechts"
b) In Abs. l werden die Worte „des Ärars oder eines Landesfonds" durch die Worte „einer juristi-

schen Person des öffentlichen Rechts" ersetzt.
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48. §266 erhält folgende Überschrift:
„Verkauf vor Rechtskraft der Pfändungsbewilligung"

49. §267 erhält folgende Überschrift:
„Beitritt zum Verkaufsverfahren"

50. §268 samt Überschrift lautet:
„Freihandverkauf

§268. (1) Gegenstände, die einen Börsenpreis haben, sind durch Vermittlung eines Handelsmak-
lers oder Vollstreckungsorgans zum Börsenpreis aus freier Hand zu verkaufen. Dem Bericht über den
Verkauf ist ein amtlicher Nachweis über den Börsenpreis des Verkaufstags und über die etwa bezahlte
Maklerprovision und sonstige Auslagen anzuschließen.

(2) Wertpapiere können auch durch ein Kreditinstitut verkauft werden. Lautet ein Wertpapier auf
Namen, so hat das Vollstreckungsorgan die Umschreibung auf die Namen des Käufers zu erwirken und
alle zum Zweck der Veräußerung erforderlichen urkundlichen Erklärungen mit Rechtswirksamkeit
anstelle des Verpflichteten abzugeben."

51. §269 lautet:
„Gutgläubiger Eigentumserwerb

§ 269. Die Bestimmung des § 367 ABGB über den Eigentumserwerb an Sachen, die in einer öffent-
lichen Versteigerung veräußert werden, gilt auch bei einem Verkauf aus freier Hand durch einen Han-
delsmakler, ein Kreditinstitut, ein Versteigerungshaus oder ein Vollstreckungsorgan."

52. §270 wird wie folgt geändert:
a) Folgende Überschrift wird eingefügt:

„öffentliche Versteigerung"
b) Abs. 2 lautet:
„(2) Auch Gegenstände, die nach §268 aus freier Hand zu verkaufen sind, sind auf Antrag des

betreibenden Gläubigers zu versteigern, wenn sie innerhalb von vier Wochen aus freier Hand nicht
verkauft werden."

53. §271 wird wie folgt geändert:
a) Folgende Überschrift wird eingefügt:

„Übernahmsantrag"
b) In Abs. l werden die Worte „acht Tage" durch die Worte „14 Tage" ersetzt.
54. §272 samt Überschrift lautet:

„Versteigerungstermin
§272. (1) Den Versteigerungstermin bestimmt
1. der Leiter der Auktionshalle bei der Versteigerung in einer Auktionshalle,
2. das Versteigerungshaus bei einer Versteigerung in einem Versteigerungshaus und
3. sonst das mit dem Vollzug der Versteigerung betraute Vollstreckungsorgan.
(2) Die Versteigerung ist mit Edikt bekanntzumachen. Im Edikt sind
1. der Ort der Versteigerung,
2. bei einer Versteigerung am Vollzugsort auch der Name des Verpflichteten,
3. der Zeitpunkt des Beginns der Versteigerung und
4. die zu versteigernden Sachen zu bezeichnen sowie
5. anzugeben, ob, wann und wo diese vor der Versteigerung besichtigt werden können.
(3) Für die Versteigerung in einer Auktionshalle oder einem Versteigerungshaus kann als Zeit-

punkt des Beginns der Versteigerung auch ein solcher festgesetzt werden, von dem ab die Versteige-
rung von Gegenständen mehrerer Verkaufsverfahren stattfinden wird. Die Auktionshalle und das Ver-
steigerungshaus haben den Zeitpunkt des Beginns der Versteigerung dem Exekutionsgericht mitzutei-
len.

(4) Vom Versteigerungstermin und vom Versteigerungsort sind der Verpflichtete und die betrei-
benden Gläubiger durch Zustellung einer Ausfertigung des Edikts zu verständigen. Dies kann unter-
bleiben, soweit dem Verpflichteten und dem betreibenden Gläubiger der Versteigerungstermin und
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der Versteigerungsort bereits bei der Pfändung bekanntgegeben wurden; die Kenntnisnahme ist zu
bestätigen.

(5) Das Vollstreckungsorgan kann von der Verlautbarung des Edikts durch die Zeitung nach § 71
Abs. 2 Z 2 absehen; diese Verlautbarung kann auch dann unterbleiben, wenn vom Versteigerungshaus
Mitteilungsblätter aufgelegt werden, die einen großen Käuferkreis ansprechen."

55. §273 wird wie folgt geändert:
a) Folgende Überschrift wird eingefügt:

„Frist zwischen Pfändung und Versteigerung"

b) Abs. 2 Satz l lautet:
„Das zur Vornahme der Versteigerung oder bei der Versteigerung in einem Versteigerungshaus

das zur Überstellung berufene Vollstreckungsorgan hat sich rechtzeitig vor dem Termin von der Zustel-
lung der Versteigerungsbewilligung an die Beteiligten und von der ordnungsgemäßen Bekanntma-
chung des Versteigerungstermins zu überzeugen und wahrgenommene Mängel dem Exekutionsge-
richt mitzuteilen."

56. §274 samt Überschrift lautet:
„Versteigerungsort

§ 274. (1) Das Vollstreckungsorgan bestimmt den Versteigerungsort. Hiebei ist zu berücksichtigen,
wo voraussichtlich der höchste Erlös zu erzielen sein wird und welche Kosten auflaufen werden. Bei
Gegenständen von großem Wert, bei Gold- und Silbersachen oder anderen Kostbarkeiten, bei Kunst-
objekten, Briefmarken, Münzen, hochwertigen Möbelstücken, Sammlungen und dergleichen kommt
insbesondere die Versteigerung in einem Versteigerungshaus in Betracht. Ist offenkundig, daß der
Erlös der Gegenstände niedriger sein wird als die Überstellungs- und Versteigerungskosten, so dürfen
die Gegenstände nicht in ein Versteigerungshaus oder in eine Auktionshalle überstellt werden.

(2) Die Versteigerung kann erfolgen
1. im Versteigerungshaus,
2. in der Auktionshalle oder
3. an dem Ort, an dem sich die gepfändeten Gegenstände befinden.
(3) Ausgeschlossen von der Aufnahme zum Verkauf in Auktionshallen und Versteigerungshäu-

sern sind:
1. feuer- und explosionsgefährliche Sachen sowie Sachen, die gesundheitsschädigende Strahlen

aussenden, Gifte,
2. Sachen aus Wohnungen, in denen ansteckende Krankheiten herrschen oder geherrscht haben,

solange nicht die vorgeschriebene Desinfektion stattgefunden hat,
3. verunreinigte oder mit Ungeziefer behaftete Sachen vor Durchführung der Reinigung,
4. Sachen, zu deren wenn auch nur teilweisen Unterbringung die Räume des Versteigerungshau-

ses nicht ausreichen,
5. dem raschen Verderben unterliegende Sachen,
6. Tiere und Pflanzen,
7 Schrott, Hadern und sonstiges Altmaterial.
(4) Das Versteigerungshaus, das sich zur Durchführung von Versteigerungen bereit erklärt hat,

und die Auktionshalle dürfen die Übernahme zum Verkauf nur ablehnen, wenn die Gegenstände nach
Abs. 3 ausgeschlossen sind."

57 Nach §274 werden folgende Bestimmungen samt Überschriften eingefügt:
„Vorschuß für Transportkosten

§ 274a. (1) Das Vollstreckungsorgan hat den betreibenden Gläubiger zum Erlag eines Kostenvor-
schusses für die Überstellung aufzufordern. Befinden sich die Sachen im Sprengel des Gerichts, bei dem
die Auktionshalle oder das Versteigerungshaus eingerichtet ist, oder liegen die Auktionshalle oder das
Versteigerungshaus zwar in einem anderen Sprengel, aber im selben Ort wie das Gericht, so kann ein
Kostenvorschuß jedoch nur dann verlangt werden, wenn mit der Einbringung der Kosten nicht gerech-
net werden kann.

(2) Der betreibende Gläubiger kann auch die zur Überstellung erforderlichen Transportmittel und
Arbeitskräfte bereitstellen. Dies hat er rechtzeitig dem Vollstreckungsorgan bekanntzugeben.
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Transportkosten
§ 274b. (1) Die Kosten der Überstellung zum Ort der Versteigerung sind einstweilen vom betrei-

benden Gläubiger zu tragen.
(2) Diese Kosten sind aus dem vom betreibenden Gläubiger erlegten Kostenvorschuß, mangels

eines solchen aus dem Verkaufserlös zu berichtigen.

Zeitpunkt der Überstellung und Besichtigung
§ 274c. Die zum Verkauf bestimmten Sachen sind von Amts wegen so zeitgerecht zu überstellen,

daß sie zur Besichtigung ausgestellt werden können. Der Termin der Überstellung kann in das Verstei-
gerungsedikt aufgenommen werden; er ist den Parteien bekanntzugeben.

Überstellungsverfahren
§274d. (1) Das Vollstreckungsorgan hat die Pfandsachen zu überstellen und der Auktionshalle

oder dem Versteigerungshaus zu übergeben. Wird zur Überstellung ein Frachtführer oder das Verstei-
gerungshaus herangezogen, so obliegt dem Vollstreckungsorgan nur die Übergabe an diese.

(2) Sollen die Sachen in einer Auktionshalle verkauft werden, die sich nicht im Sprengel des Exe-
kutionsgerichts befindet, so hat das Vollstreckungsorgan die Auktionshalle unter Anschluß des Exeku-
tionsakts und des Pfändungsprotokolls oder einer Abschrift davon um den Verkauf zu ersuchen.

(3) Die Sachen sind unter Anschluß eines Verzeichnisses, in dem die Gegenstände mit den Post-
nummern des Pfändungsprotokolls sowie die Parteien des Exekutionsverfahrens anzuführen sind, der
Auktionshalle oder dem Versteigerungshaus zu übergeben.

(4) Erfordert die große Zahl von Überstellungen die Heranziehung eines ständigen Frachtführers,
so hat der Vorsteher des Gerichts, bei dem die Auktionshalle oder das Versteigerungshaus eingerichtet
ist, mit Genehmigung des Präsidenten des Oberlandesgerichts die nötigen Vorkehrungen zu treffen.

Übernahme der Sachen
§ 274e. (1) Bei Übernahme der Sachen durch die Auktionshalle oder das Versteigerungshaus ist zu

prüfen, ob alle zur Übernahme bestimmten Sachen übergeben wurden und ob sie Fehler, Mängel oder
Beschädigungen aufweisen, die in die Augen fallen.

(2) Fehlen Gegenstände oder zeigen sich Fehler, Mängel oder Beschädigungen, so hat dies die
Auktionshalle oder das Versteigerungshaus dem Exekutionsgericht unverzüglich mitzuteilen und die
nötigen Schritte zur Erhebung des Schadens und des Schädigers einzuleiten.

Verkaufsverwahrung
§ 274f. Die Auktionshalle und das Versteigerungshaus haben für die ordnungsgemäße Aufbewah-

rung der übernommenen Sachen zu sorgen. Werden Sachen während der Aufbewahrung beschädigt
oder vernichtet, so ist §274e Abs. 2 anzuwenden."

58. §275 wird wie folgt geändert:
a) folgende Überschrift wird eingefügt:

„Schätzung"
b) Abs. 1 Satz 1 wird aufgehoben.
c) Abs. 2 Satz 1 lautet:
„Kostbarkeiten, Warenlager und andere Gegenstände, deren Schätzung bei der Versteigerung

selbst untunlich ist, sind schon vor der Versteigerung schätzen zu lassen.
d) Abs. 4 wird durch folgende Absätze ersetzt:
„(4) Die Person des Sachverständigen bestimmt
1. der Leiter der Auktionshalle bei der Versteigerung in einer Auktionshalle,
2. das Versteigerungshaus bei einer Versteigerung in einem Versteigerungshaus und
3. sonst das mit dem Vollzug der Versteigerung betraute Vollstreckungsorgan.
(5) Zum Sachverständigen darf nur ein allgemein beeideter gerichtlicher Sachverständiger

bestimmt werden; bei der Versteigerung von Gegenständen nach § 274 Abs. l in einem Versteigerungs-
haus auch ein anerkannter, ständig vom Versteigerungshaus zugezogener Experte. Wohnungseinrich-
tungsstücke und sonstige Gegenstände minderen und allgemein bekannten Werts können auch vom
Vollstreckungsorgan geschätzt werden.
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(6) Befinden sich auf einem gepfändeten Gegenstand Daten Dritter, die im Sinne des Daten-
schutzgesetzes zu schützen sind, so sind sie auf Antrag des Verpflichteten im Zuge der Schätzung zu
löschen."

59. Nach §275 wird folgende Bestimmung samt Überschrift eingefügt:
„Innehalten mit der Versteigerung

§ 275a. (1) Ist das Gericht, bei dem eine Auktionshalle eingerichtet ist, nicht zugleich Exekutions-
gericht, so kann der Leiter der Auktionshalle auf Antrag des Verpflichteten mit der Versteigerung
innehalten, wenn der Verpflichtete

1. die Zahlung der hereinzubringenden Forderung in Aussicht stellt und
2. zugleich eine entsprechende Sicherheitsleistung erlegt.
(2) Der Leiter der Auktionshalle hat dem Verpflichteten den Zeitraum mitzuteilen, für den mit der

Versteigerung innegehalten wird; dieser Zeitraum darf drei Tage nicht übersteigen."
60. §276 lautet:

„Durchführung der Versteigerung
§276. (1) Die gepfändeten Gegenstände werden durch das Vollstreckungsorgan, bei der Verstei-

gerung im Versteigerungshaus durch einen Bediensteten des Versteigerungshauses versteigert.
(2) Bei der Versteigerung sind die Pfandstücke einzeln, oder wenn größere Mengen gleichartiger

Gegenstände zum Verkauf gelangen, auch partienweise unter Angabe des Schätzwerts, der im Rahmen
der Schätzung überprüften Betriebstauglichkeit des Gegenstands und des geringsten Gebots auszubie-
ten.

(3) Die Zuziehung eines Ausrufers kann unterbleiben.
(4) Die Bieter brauchen kein Vadium zu erlegen."
61. §277 lautet:

„Versteigerungsanbote
§ 277. (1) Das geringste Gebot ist bei der Versteigerung der halbe Schätzwert; bei Gold- und Sil-

bersachen zumindest der Metallwert.
(2) Anbote, die das geringste Gebot nicht erreichen, dürfen bei der Versteigerung nicht berück-

sichtigt werden.
(3) Die Bediensteten der Auktionshalle und des Versteigerungshauses sind vom Bieten ausge-

schlossen."
62. §278 wird wie folgt geändert:
a) Folgende Überschrift wird eingefügt:

„Erteilung des Zuschlags"
b) Abs. l Satz 2 lautet:
„Im übrigen sind § 179 Abs. l, § 180 Abs. l, 3 und 5 sowie § 181 Abs. l und 3 anzuwenden."
c) Abs. 2 und 3 werden durch folgende Absätze ersetzt:
„(2) Dem Meistbietenden kann bei Gegenständen nach § 274 Abs. l, die im Versteigerungshaus

oder in der Auktionshalle verkauft werden, eine Zahlungsfrist von acht Tagen eingeräumt werden.
Sonstige Gegenstände werden nur gegen Barzahlung verkauft. Dem Ersteher ist auf sein Verlangen
eine Bestätigung über den Kauf auszustellen.

(3) Dem Meistbietenden sind die Gegenstände erst nach Bezahlung zu übergeben. Er hat sie sofort
danach oder bei der Versteigerung in der Auktionshalle oder einem Versteigerungshaus spätestens am
folgenden Tag zu übernehmen und wegzubringen. Der Ersteher hat wegen eines Mangels der veräu-
ßerten Sachen keinen Anspruch auf Gewährleistung.

(4) Hat der Meistbietende den bar zu zahlenden Kaufpreis nicht bis zum Schluß der Versteigerung
erlegt, so ist die ihm zugeschlagene Sache im selben Termin neuerlich auszubieten; sonst bei einem
neuen Versteigerungstermin. Der Meistbietende wird bei der neuerlichen Versteigerung zu einem
Anbot nicht zugelassen; er haftet für einen etwaigen Ausfall, ohne den Mehrerlös beanspruchen zu
können. In bezug auf die Hereinbringung des Ausfalls vom Kaufpreis gilt § 155 Abs. 2."

63. §279 erhält folgende Überschrift:
„Schluß der Versteigerung"
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64. §279a samt Überschrift lautet:
„Unauffindbarkeit der Pfandsachen

§ 279a. Werden die gepfändeten Gegenstände bei der Überstellung oder der Versteigerung an Ort
und Stelle nicht vorgefunden, so hat der Verpflichtete vor Gericht oder vor dem Vollstreckungsorgan
anzugeben, wo sich diese Sachen befinden. § 47 Abs. l und § 49 Abs. 2 sind anzuwenden. Kann dadurch
nicht festgestellt werden, wo sich die Sachen befinden, so kann dem betreibenden Gläubiger aufgetra-
gen werden, dem Vollstreckungsorgan in einer angemessenen, mindestens vierzehntägigen Frist nach
Zustellung der Verständigung bekanntzugeben, wo sich diese Gegenstände befinden. Wenn der betrei-
bende Gläubiger dies unterläßt, ist das Verkaufsverfahren hinsichtlich dieser Gegenstände einzustel-
len. §200 Z3 ist anzuwenden."

65. §280 wird wie folgt geändert:
a) Folgende Überschrift wird eingefügt:

„Neuerlicher Verwertungsversuch"
b) In Abs. 1 werden die Worte „drei Tage" durch die Worte „14 Tage" ersetzt.
c) Abs. 2 und 3 lauten:
„(2) Für Gegenstände, für die bei der Versteigerung das geringste Gebot nicht erzielt wurde, ist ein

neuer Versteigerungstermin festzulegen. Die Auktionshalle oder das Versteigerungshaus kann statt
dessen die Gegenstände auch binnen drei Monaten, bei Gegenständen nach § 274 Abs. l innerhalb
von sechs Monaten nach dem Versteigerungstermin an Käufer, die sich in der Auktionshalle bzw im
Versteigerungshaus melden, ohne Verständigung der Parteien aus freier Hand verkaufen. Dies ist
im Versteigerungsedikt bekanntzugeben. Die Bestimmungen über das geringste Gebot sind anzuwen-
den.

(3) Meldet sich im Versteigerungstermin eine Person, die ein Interesse am Erwerb eines Gegen-
stands, für den bei der Versteigerung das geringste Gebot nicht erzielt wurde, hat, so ist der Gegen-
stand im selben Termin neuerlich auszubieten."

66. §281 samt Überschrift lautet:
„Ausfolgung und Verwertung unverkaufter Gegenstände

§281. (1) Wenn Gegenstände nach §280 Abs. 2 nicht verkauft werden können, ist der Verpflich-
tete schriftlich aufzufordern, sie binnen 14 Tagen abzuholen. Die Gegenstände sind ihm auszufolgen,
wenn er der Auktionshalle oder dem Versteigerungshaus die entstandenen Kosten zahlt.

(2) Wenn der Verpflichtete die Sachen nicht innerhalb der Frist des Abs. l abholt oder die Kosten
nach Abs. l nicht zahlt, können die Gegenstände auch unter dem geringsten Gebot verkauft werden.
Darauf ist der Verpflichtete in der Aufforderung zur Abholung nach Abs. l hinzuweisen.

(3) Können die Sachen nicht binnen vier Wochen verkauft werden, so kann das Exekutionsgericht
anordnen, daß die Sachen auf Gefahr und Kosten des Verpflichteten einem Dritten in Verwahrung
gegeben werden.

67 §282 wird wie folgt geändert:
a) Folgende Überschrift wird eingefügt:

„Einstellung des Verkaufsverfahrens"
b) Abs. 1 lautet:
„(1) In Ansehung des Abstehens von der Exekution sowie der Einstellung des Verkaufsverfahrens

sind § 200 Z 3 und 4, § 203 Abs. 2 und § 206 Abs. l sinngemäß anzuwenden; § 200 Z 3 mit der Maßgabe,
daß die Frist drei Monate beträgt."

c) Abs. 3 lautet:
„(3) Von der Einstellung des Verkaufsverfahrens sind nur der Verpflichtete und die betreibenden

Gläubiger zu verständigen."
68. Nach §282 wird folgende Bestimmung samt Überschrift eingefügt:

„Erlös bei Versteigerung im Versteigerungshaus
§ 282a. (1) Binnen vier Wochen nach Versteigerung oder Verkauf hat das Versteigerungshaus dem

Gericht den Erlös abzüglich seiner Kosten zu überweisen. Für spätere Zahlungen hat das Versteige-
rungshaus die gesetzlichen Verzugszinsen zu zahlen.
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(2) Ist die Berechnung der dem Versteigerungshaus zustehenden Kosten strittig, so hat hierüber
das Exekutionsgericht auf Antrag eines Beteiligten zu entscheiden."

69. §284 wird wie folgt geändert:
a) Folgende Überschrift wird eingefügt:

„Ersatz noch nicht gerichtlich festgestellter Exekutionskosten"
b) In Abs. 2 werden die Worte „in der Gerichtskanzlei" durch die Worte „bei Gericht" ersetzt.
70. §285 wird wie folgt geändert:
a) Folgende Überschrift wird eingefügt:

„Verteilungstagsatzung"
b) In Abs. 1 werden die Worte „in der Gerichtskanzlei" durch die Worte „bei Gericht" ersetzt.
71. §286 erhält folgende Überschrift:

„Verteilung"
72. §287 samt Überschrift lautet:

„Ausfolgung des Erlöses
§ 287. Im Verteilungsbeschluß sind die für den Erlös bezugsberechtigten Personen und die diesen

auszufolgenden Beträge anzugeben. Diese Beträge sind nach Eintritt der Rechtskraft den bezugsbe-
rechtigten Personen auszufolgen. Diese Verfügungen können auch gesondert getroffen werden, insbe-
sondere, wenn hinsichtlich einzelner Posten die Erledigung im Rechtsweg abgewartet werden muß."

73. §288 erhält folgende Überschrift:
„Erlös aus Freihandverkauf"

74. §289 samt Überschrift lautet:
„Rekurs

§ 289. Gegen Beschlüsse, durch die die Verwahrung bewilligt wird, ist kein Rekurs zulässig."
75. §294a Abs. 1 Z 2 lautet:

„2. Das Exekutionsgericht hat den Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger
um die Bekanntgabe zu ersuchen, ob nach den bei ihm gespeicherten Daten (§ 31 Abs. 4 Z 3
ASVG) der Verpflichtete in einer Rechtsbeziehung steht, aus der ihm Forderungen im Sinn
des § 290a zustehen können, und bejahendenfalls mit wem."

76. Nach §303 wird folgende Bestimmung samt Überschrift eingefügt:
„Besonderheiten im vereinfachten Bewilligungsverfahren

§ 303a. Wurde die Forderungsexekution im vereinfachten Bewilligungsverfahren bewilligt, so darf
an den betreibenden Gläubiger erst vier Wochen nach Zustellung des Zahlungsverbots an den Dritt-
schuldner geleistet oder der Betrag hinterlegt werden. Dies ist dem Drittschuldner bekanntzugeben."

77 Im §370 lautet der letzte Halbsatz:
„oder daß zum Zweck ihrer Einbringung das Urteil in Staaten vollstreckt werden müßte, die weder das
Übereinkommen vom 27 September 1968 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen noch das Übereinkommen vom 16. Sep-
tember 1988 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen
in Zivil- und Handelssachen ratifiziert haben."

78. §375 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
„§§ 54b bis 54f sind nicht anzuwenden."

79. §379 Abs. 2 Z2 lautet:
„2. wenn das Urteil in Staaten vollstreckt werden müßte, die weder das Übereinkommen vom

27 September 1968 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen noch das Übereinkommen vom 16. September
1988 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen
in Zivil- und Handelssachen ratifiziert haben."
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80. §381 Z1 letzter Halbsatz lautet:
„wenn das Urteil in Staaten vollstreckt werden müßte, die weder das Übereinkommen vom 27 Sep-
tember 1968 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen
in Zivil- und Handelssachen noch das Übereinkommen vom 16. September 1988 über die gerichtliche
Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen ratifi-
ziert haben;"

Artikel II Änderungen des Auktionshallengesetzes

Das Auktiohshallengesetz, BGBl. Nr. 181/1962, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 756/1992, wird wie folgt geändert:

1. § l wird wie folgt geändert:
In Abs. l werden die Worte „und Spittal an der Drau" durch die Worte „ Mödling und Donau-

stadt" ersetzt.
2. In §2 werden nach den Worten „erstreckt sich" die Worte „neben dem in der Exekutionsordnung

geregelten Verkauf und der Verwahrung beweglicher körperlicher Sachen auch" eingefügt.
3. §§4 bis 6 werden aufgehoben.
4. §7 Abs. 4 lautet:
„(4) In den Fällen der Abs. l bis 3 gilt § 274d Abs. 2 und 3 EO sinngemäß; in den Fällen des Abs. l

und 2 gilt überdies § 274a EO sinngemäß."
5. § 8 samt Überschrift lautet:

„Anwendung der Exekutionsordnung
§ 8. § 274 Abs. 3 und 4, §§ 274c bis 274f EO sind sinngemäß anzuwenden."
6. §§9 bis 16 werden aufgehoben.
7 §17 wird wie folgt geändert:
a) In Abs. l entfallen die Klammerausdrücke „§ 15 Abs. l", „§ 15 Abs. 2" und „§ 4"
b) In Abs. 2 werden die Worte „Im Falle des §4" durch die Worte „Bei Verwahrung" ersetzt.
c) In Abs. 3 werden die Worte „nach § 4" durch die Worte „bei Verwahrung" sowie das Zitat „§ 16

Abs. 2" durch das Zitat „§274b Abs. 2 EO" ersetzt.

Artikel III
Änderungen des Vollzugs- und Wegegebührengesetzes

Das Vollzugs- und Wegegebührengesetz, BGBl. Nr. 413/1975, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 343/1989, wird wie folgt geändert:

1. §8 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
„Gegen die Entscheidung der zweiten Instanz ist kein weiteres Rechtsmittel zulässig."
2. §9 wird wie folgt geändert:
a) Abs. l und 2 lauten:
„(1) Die Vollzugsgebühr beträgt für
1. die pfandweise Beschreibung einer bücherlich nicht eingetragenen Liegenschaft,
2. die Beschreibung und Schätzung einer Liegenschaft und ihres Zubehörs,
3. die Einführung eines Verwalters oder einstweiligen Verwalters und die Übergabe einer Lie-

genschaft an den Ersteher,
4. die Versteigerung nach § 270 EO,
5. einen Verkauf nach den §§268, 280 oder 281 EO,
6. die Übergabe nach § 271 EO,
7 die Einleitung oder Aufhebung einer Verwahrung,
8. eine Überstellung von Fahrnissen außerhalb der Einleitung oder Aufhebung einer Verwah-

rung,
9. eine vorgängige Schätzung,

10. die pfandweise Beschreibung oder Schätzung von Vermögensrechten im Sinn des § 331 EO,
11. die Einführung eines Pächters oder Verwalters solcher Rechte,
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12. eine Amtshandlung bei Erwirkung von Handlungen oder Unterlassungen, insbesondere
zwangsweiser Räumung nach § 349 EO,

13. eine Verhaftung,
14. eine Vorführung,
15. die Abnahme von Kindern oder Pflegebefohlenen,
16. die Vornahme von Sicherungsmaßnahmen in einem Konkurs, mit Ausnahme einer Ver- oder

Entsiegelung, und
17. die Aufnahme eines Inventars in einem Konkurs

bei einem Wert des zu vollstreckenden oder zu sichernden Anspruchs, in Ermangelung eines
Anspruchs des zu sichernden Vermögens oder Gegenstands der Amtshandlung
biseinschießlichSOS.......................................................................................................................... 20 S
über 50S bis 100S .............................................................................................................................. 32S
über 100S bis lOOOS.........................................'.........................................................................'........ 46S
über lOOOS bis 5000S....................................................................................................................... 53S
über 5OOOS bis 10000S..................................................................................................................... 65S
über 10000S bis 50000S................................................................................................................... 84S
über 50000S bis 100000S................................................................................................................. 106S
über 100000S bis 250000S............................................................................................................... 142S
über 250000S bis 500000S............................................................................................................... 214S
über 500000S bis lOOOOOOS............................................................................................................ 278S
über lOOOOOOS bis 2000000S.......................................................................................................... 348S
über 2000000 S................................................................................................................................... 420S;
wenn ein solcher Wert im Zeitpunkt der Amtshandlung noch nicht feststeht.......................... 84S;
wenn der zu vollstreckende oder zu sichernde Anspruch, in Ermangelung eines Anspruchs
der Gegenstand der Amtshandlung keinen Vermögenswert hat................................................. 32S.

(2) Die Vollzugsgebühr beträgt für jede in Abs. l nicht angeführte Vollstreckungs- oder Siche-
rungshandlung, besonders die pfandweise Beschreibung beweglicher Sachen und eine nicht in Verbin-
dung mit einer anderen Sicherungsmaßnahme in einem Konkurs vorgenommene Ver- oder Entsiege-
lung, bei einem Wert des zu vollstreckenden oder zu sichernden Anspruchs, in Ermangelung eines
Anspruchs des zu sichernden Vermögens oder Gegenstands der Amtshandlung
bis einschließlich 50S......................................................................................................................... 10S
über 50S bis 100S .............................................................................................................................. 17S
über 100S bis l OOOS.......................................................................................................................... 23S
über l OOOS bis 5 OOOS....................................................................................................................... 26S
über 5000S bis 10000S..................................................................................................................... 32S
über 10000S bis 50000S........................1........................................................................................ 43S
über 50000S bis 100000S................................................................................................................. 53S
über 100000S bis 250000S............................................................................................................... ' 72S
über 2500008 bis 5000008............................................................................................................... 106S
über 500000S bis 1000000S ............................................................................................................ 139S
über l OOOOOOS bis 2OOOOOOS.......................................................................................................... 175 S
über 2000000S................................................................................................................................... 2118;
für die Zustellung eines oder mehrerer Schriftstücke an denselben Empfangsberechtigten, die
nicht bei einer Vollstreckungs- oder Sicherungshandlung bewirkt werden kann...................... 19S."

b) In Abs. 3 wird der Betrag von „10 S" durch den Betrag von „12 S" ersetzt.
3. §10 Abs. l lautet:

„(1) Die Bemessungsgrundlage ist
1. der Betrag des zu vollstreckenden oder zu sichernden Anspruchs; Prozeßkosten oder Nebenge-

bühren sind nur dann zu berücksichtigen, wenn sie allein den Gegenstand des zu vollstrecken-
den oder zu sichernden Anspruchs bilden,

2. im Insolvenzverfahren die Höhe der angemeldeten Forderungen, mindestens aber der Wert der
festgestellten Masse,

3. für die Aufnahme des Inventars im Rahmen eines Insolvenzverfahrens der Wert der festgestell-
ten Masse, mindestens jedoch 2 000 S, und

4. 300 000 S für die zwangsweise Räumung."
4. §11 wird wie folgt geändert:
a) In Abs. l entfallen die Worte: „unterbleibt etwa die Pfändung mangels pfändbarer Gegenstände"

und werden die Beträge von je „17 S" durch die Beträge von je „20 S" ersetzt.
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b) Folgender Abs. 5 wird angefügt:
„(5) Liegt der Amtshandlung ein Auftrag nach § 61 oder § 68 EO zu Grunde, so besteht keine

Gebührenpflicht."
5. In §12 Abs. 1 wird der Betrag von „16 S" durch den Betrag von „19 S" sowie der Betrag von

„140 S" durch den Betrag von „168 S" ersetzt.
6. Nach §12 wird folgende Bestimmung samt Überschrift eingefügt:

„Fahrnisexekution
§ 12a. (1) Wird der Gerichtsvollzieher auf Grund eines Auftrags nach § 249 EO tätig, so beträgt die

Vollzugsgebühr:
1. bei Zahlung, Teilzahlung und Wegnahme von Bargeld, selbst wenn sie nicht außerhalb des

Gerichts erfolgte bis 2 000 S: 4%, mindestens jedoch 50 S,
über 2 000 bis 5 000 S: 3%, mindestens jedoch 100 S,
über 5000 bis 10 000 S: 2%, mindestens jedoch 150 S,
über 10000 bis 50 000 S: 1%, mindestens jedoch 200 S,
über 50000 bis 100000 S: 0,8%, mindestens jedoch 500 S,
über 100 000 S: 0,5%, mindestens jedoch 800 S;

2. bei Pfändung mit Deckung 100 S, sonst bei Pfändung 50 S;
3. für die Aufnahme des Vermögensverzeichnisses 30 S;
4. bei Unterbleiben der Pfändung mangels pfändbarer Gegenstände 30 S.
(2) Unabhängig vom Vollzugsergebnis gebührt dem Gerichtsvollzieher eine Gebühr von 40 S; sie

gebührt nur einmal, wenn gegen einen Verpflichteten an der selben Vollzugsstelle mehrere Amtshand-
lungen vorzunehmen sind.

(3) Weist der Verpflichtete bei dem ersten Vollzugsversuch des Gerichtsvollziehers Zahlung nach,
so ist die Gebühr nach Abs. l Z 2 erster Fall zu bemessen; weist der Verpflichtete die Zahlung bei spä-
teren Vollzugsversuchen nach, insbesondere wenn Zahlung dem Gerichtsvollzieher in Aussicht gestellt
wurde, so richtet sich die Vollzugsgebühr nach Abs. l Z1.

(4) Die Gebührenpflicht entsteht mit Verwirklichung der in Abs. l Z l bis 4 genannten Tatbestän-
de. Bei Verwirklichung mehrerer Tatbestände nach Z l, 2 und 4 richtet sich die Gebühr nach der höch-
sten Gebühr."

7 §13 Abs. l wird wie folgt geändert:
a) In Satz l werden nach den Worten „für eine Fahrt" die Worte „im Vorverkauf" eingefügt.
b) In Satz 2 werden die Worte „der Preis des Normal- oder Tagesfahrscheins" durch die Worte „der

Fahrpreis für eine Fahrt im Vorverkauf" ersetzt.
c) Im letzten Satz werden die Worte „den Preis eines Tagesfahrscheins" durch die Worte „den Fahr-

preis für eine Fahrt" ersetzt.
8. In §14 Abs. 1 Z1 wird der Betrag von „4S" durch den Betrag von „5 S" ersetzt.
9. Nach §17 wird folgende Bestimmung samt Überschrift eingefügt:

„Fahrnisexekution
§ 17a. Wird der Gerichtsvollzieher auf Grund eines Auftrags nach § 249 EO tätig, so beträgt die

Wegegebühr 40 S; wenn der Auftrag bei einem Vollzugsversuch erledigt wird, beträgt sie den Fahr-
preis für erne Fahrt der Straßenbahn in Wien im Vorverkauf. Liegt der Vollzugsort außerhalb des
geschlossen verbauten Gebiets, so kann der Gerichtsvollzieher die Wegegebühr auch nach § 15 berech-
nen."

Artikel IV
Änderungen des Rechtspflegergesetzes

Das Rechtspflegergesetz, BGBl. Nr. 560/1985, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 974/1993, wird wie folgt geändert:

§17 wird wie folgt geändert:
a) In Abs. 2 wird der Punkt am Ende der Z 5 durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 6 ange-

fügt:
„6. die Entscheidung über Vollzugsbeschwerden im Zusammenhang mit der Exekution auf beweg-

liche körperliche Sachen."
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b) Abs. 3 lautet:
„(3) Dem Richter bleiben vorbehalten:
1. die Vollstreckbarerklärung ausländischer Exekutionstitel und das Exekutionsverfahren bis zum

Eintritt der Rechtskraft dieser Entscheidung einschließlich der Bewilligung der Exekution
sowie

2. die Festsetzung des Schadens sowie die Auferlegung einer Mutwillensstrafe nach § 54g EO."

Artikel V
Änderungen des Rechtsanwaltstarifgesetzes

Das Bundesgesetz über den Rechtsanwaltstarif, BGBl. Nr 189/1969, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 624/1994, wird wie folgt geändert:

1. In §3 entfällt vor dem Klammerausdruck „(§ 13)" die Wendung „samt Nebengebühren"
2. §13 wird wie folgt geändert:
a) Abs. l lit. a lautet:

,,a) für den betreibenden Gläubiger oder sonstigen Berechtigten der Wert des Anspruchs an Kapi-
tal; Prozeßkosten oder Nebengebühren sind nur dann zu berücksichtigen, wenn sie allein den
Gegenstand des durchzusetzenden oder zu sichernden Anspruchs bilden; eine Änderung der
Bemessungsgrundlage tritt während des Verfahrens nicht ein;"

b) Abs. 2 wird aufgehoben.
3. §23 wird folgender Abs. 8 angefügt:
„(8) Für Anträge auf Exekutionsbewilligung sowie für Anträge des betreibenden Gläubigers nach

Tarifpost 3A Abschnitt I Z 2 ist der auf diese Leistung entfallende Teil des Einheitssatzes doppelt zuzu-
sprechen."

4. Nach §23 wird folgender §23a samt Überschrift eingefügt:
„Erhöhung der Entlohnung im elektronischen Rechtsverkehr

§ 23a. Wird der das Verfahren einleitende Schriftsatz im Weg des elektronischen Rechtsverkehrs
eingebracht, so gebührt dem Rechtsanwalt dafür eine Erhöhung der Entlohnung von 40 S; dieser
Betrag ist bei der Bemessung des Einheitssatzes (§ 23) und des Streitgenossenzuschlags (§ 15) nicht
zu berücksichtigen."

5. In §25 Satz 1 wird nach dem Wort „Beträgen" die Wendung „und zu dem im § 23a angeführten
Betrag" eingefügt.

6. Tarifpost l wird wie folgt geändert:
a) Im Abschnitt III lautet lit. a:

,,a) Anträge auf Vollzug der Exekution auf bewegliche körperliche Sachen nach § 14 Abs. 2 EO;"
b) Im Abschnitt III entfällt lit. d;
c) folgende Anmerkung wird angefügt:

„Anmerkung zu Tarifpost 1:
In Exekutionsverfahren auf bewegliche körperliche Sachen und auf Geldforderungen werden mit

der Entlohnung des Exekutionsantrags bzw des Antrags des betreibenden Gläubigers nach Tarifpost
3A Abschnitt I Z 2 auch alle innerhalb von zehn Monaten nach Bewilligung der Exekution eingebrach-
ten, unter Tarifpost l fallenden Schriftsätze des betreibenden Gläubigers abgegolten."

7 In der Tarifpost 2 entfällt die Anmerkung 1.
8. Tarifpost 3 wird wie folgt geändert:
a) Im Abschnitt A I lautet Z2:

„2. im Exekutionsverfahren:
Anträge auf Vollstreckbarerklärung von Akten und Urkunden, die im Ausland errichtet wor-
den sind, wenn sie mit einem Exekutionsantrag verbunden sind, und Widersprüche gegen die
Vollstreckbarerklärung."

b) Anmerkung l entfällt.

313
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Artikel VI
Änderung der Zivilprozeßordnung

Die Zivilprozeßordnung, RGB1. Nr. 113/1895, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr 624/1994, wird geändert wie folgt:

1. §236 wird folgender Abs. 3 angefügt:
„(3) Ein neuer Antrag kann auch eine Anerkennung von Akten oder Urkunden, die im Ausland

errichtet wurden (§§ 79 bis 86a EO) zum Gegenstand haben; in diesem Fall ist der Abs. 2 nicht anzu-
wenden."

2. Nach §448 wird folgender §448a eingefügt:
„§ 448a. (1) Hat eine Partei durch unrichtige oder unvollständige Angaben in der Klage die Erlas-

sung eines bedingten Zahlungsbefehls über eine oder mehrere Forderungen samt Zinsen oder
bestimmter Kosten erschlichen oder zu erschleichen versucht, insbesondere durch die Geltendma-
chung einer Nebenforderung im Sinn des § 54 Abs. 2 JN als Teil der Hauptforderung, ohne dies geson-
dert anzuführen, so hat das Prozeßgericht über sie eine Mutwillensstrafe von mindestens 1000 Schilling
zu verhängen.

(2) Vermutet das Gericht insbesondere schon auf Grund der Klagsangaben, daß ein solcher
bedingter Zahlungsbefehl erschlichen werden soll, so kann die Partei vorgeladen oder ihr die Klage
mit der Anweisung zurückgestellt werden, die gleichzeitig zu bezeichnenden, für die Entkräftung der
Vermutung erheblichen tatsächlichen Angaben zu machen.

(3) Wird der Vorladung oder der Anweisung trotz vorheriger Bekanntgabe des drohenden Nach-
teils nicht oder nicht ausreichend entsprochen, so ist die anhängige beziehungsweise wieder einge-
brachte Klage zurückzuweisen.

(4) Gegen die nach Abs. 2 ergangenen Beschlüsse ist ein abgesondertes Rechtsmittel nicht statt-
haft."

Artikel VII
Aufgehobene Vorschriften

Aufgehoben werden:
1. die Verordnung des Justizministeriums vom 19. September 1907 betreffend den Vollzug

gerichtlicher Zwangsverkäufe im Versteigerungsamte des k. k. Versatz-, Verwahrungs- und
Versteigerungsamtes in Wien, RGB1. Nr. 229/1907,

2. das Hofdecret vom 4. Jänner 1836, an das niederösterreichische Appellationsgericht; zufolge
Allerhöchster Entschließung vom 18. December 1835, JGSNr. 113/1836, und

3. § 212 Abs. 4, §§ 395,396,549 Abs. 3, §§ 554,555,563 Abs. 2, § 564 Abs. 4, § 565 Abs. l und Abs. 3
Satz 2 sowie Abs. 4 und 5 und § 566 der Verordnung des Bundesministeriums für Justiz vom 9.5.
1951, womit die Geschäftsordnung für die Gerichte I. und II. Instanz teilweise geändert und neu
verlautbart wird, BGBl. Nr. 264/1951.

Artikel VIII
Schluß- und Übergangsbestimmungen

(1) Art. I Z7, 8,9,22 bis 26,77, 79 und 80 (§§31,39,42,79 bis 86a, 370,379 und 381 EO), Art. IV
und VI treten mit 1. Oktober 1995 in Kraft. Sie sind auf Anträge anzuwenden, die nach dem 30. Sep-
tember 1995 bei Gericht angebracht werden.

(2) Art. I Z l, 2,10 bis 12,13,15,17 bis 21, 27, 34 lit. c, 75,76,78 (§§ 4 bis 6,20,45, 47, 54, 54b bis
54g, 66,69,70, 73, 74,75,88,253 Abs. 4 Satz l, §§ 294a, 303a und 375 EO), § 249 Abs. 3 EO in der Fas-
sung des Art. I Z28 und Art. II Z 1 (§l AuktHG) treten mit 1.Oktober 1995 in Kraft. Sie sind auf
Exekutionsverfahren anzuwenden, in denen der Exekutionsantrag nach dem 30. September 1995 bei
Gericht angebracht wird.

(3) § 74 Abs. 4 EO in der Fassung des Art. 1 Z 20 ist auch auf Kostenbestimmungsbeschlüsse anzu-
wenden, die vor dem 1. Oktober 1995 erlassen wurden.

(4) Art. V (RATG) tritt mit 1. Oktober 1995 in Kraft. Er ist auf Verfahren anzuwenden, in denen
der Antrag auf Exekutionsbewilligung oder der sonstige das Verfahren einleitende Schriftsatz nach
dem 30. September 1995 bei Gericht angebracht wird.



6707169. Stück — Ausgegeben am 8. August 1995 — Nr. 520

(5) Die nicht in Abs. l, 2 und 4 genannten Bestimmungen dieses Bundesgesetzes treten mit 1. Juli
1996 in Kraft. Sie sind auf Exekutionsverfahren anzuwenden, in denen der Exekutionsantrag nach dem
30. Juni 1996 bei Gericht angebracht wird.

(6) Für Vollzüge, Versteigerungen und Verkäufe gelten die neuen Bestimmungen auch dann,
wenn die Aufträge an das Vollstreckungsorgan nach dem 30. Juni 1996 erteilt wurden.

(7) Art. I Z10 (§ 45 Abs. 3 EO) ist anzuwenden, wenn der Antrag nach dem 30. September 1995
bei Gericht angebracht wird.

(8) Art. IV lit. a (§ 17 Abs. 2 Z 6 RPflG) ist anzuwenden, wenn die Beschwerde nach dem 30. Juni
1996 bei Gericht angebracht wird.

Klestil

Vranitzky

520. Bundesgesetz, mit dem das Kartellgesetz 1988 geändert wird (Kartellgesetznovelle
1995 — KartGNov 1995)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Bundesgesetz über Kartelle und andere Wettbewerbsbeschränkungen (Kartellgesetz 1988 —

KartG 1988), BGBl. Nr. 600/1988, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 693/1993, wird
geändert wie folgt:

1. Im §85 ist die Wortfolge „die Beisitzer des Kartellgerichts, die Mitglieder des Kartelloberge-
richts" durch „die fachkundigen Laienrichter des Kartellgerichts und des Kartellobergerichts" zu erset-
zen.

2. Die Überschrift des X. Abschnittes hat zu lauten:
„Kartellgerichtsbarkeit"

3. Die §§88 bis 103 haben zu lauten:
„Gerichtsorganisation

§ 88. (1) Das Oberlandesgericht Wien ist als Kartellgericht für das ganze Bundesgebiet zuständig.
(2) Der Rechtszug gegen Beschlüsse des Kartellgerichts geht in zweiter und letzter Instanz an den

Obersten Gerichtshof als Kartellobergericht.
Zusammensetzung der Senate

§ 89. (1) In Ausübung der Kartellgerichtsbarkeit bestehen
1. die Senate des Oberlandesgerichtes Wien aus einem Richter als Vorsitzenden und zwei fach-

kundigen Laienrichtern,
2. die einfachen Senate des Obersten Gerichtshofs aus einem Richter als Vorsitzenden und vier

fachkundigen Laienrichtern,
3. die verstärkten Senate des Obersten Gerichtshofs aus sieben Richtern und vier fachkundigen

Laienrichtern.
(2) Die fachkundigen Laienrichter in einem Senat müssen je zur Hälfte dem Kreis der von der

Bundeskammer für Arbeiter und Angestellte und von der Wirtschaftskammer Österreich entsandten
Personen angehören.

(3) Hat ein Kartell ausschließlich Waren zum Gegenstand, die in der Anlage zu diesem Bundes-
gesetz angeführt sind, so muß dem Senat des Kartellgerichts anstelle des von der Bundeskammer für
Arbeiter und Angestellte entsandten fachkundigen Laienrichters ein von der Präsidentenkonferenz
der Landwirtschaftskammern Österreichs entsandter fachkundiger Laienrichter angehören. Hat ein
Kartell sowohl Waren, die in der Anlage zu diesem Bundesgesetz angeführt sind, als auch andere
Waren zum Gegenstand, so sind für diese beiden Warengruppen gesonderte Verfahren durchzuführen.

Geschäftsverteilung
§90. (1) Die §§45 und 46 des Gerichtsorganisationsgesetzes, RGB1. Nr. 217/1896, sind mit der

Maßgabe anzuwenden, daß Sachen der Kartellgerichtsbarkeit beim Oberlandesgericht Wien auf
zumindest zwei, höchstens jedoch auf fünf Senatsabteilungen zu verteilen sind.
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(2) § 13 des Bundesgesetzes über den Obersten Gerichtshof, BGBl. Nr. 328/1968, ist mit der Maß-
gabe anzuwenden, daß Sachen der Kartellgerichtsbarkeit beim Obersten Gerichtshof nur einer einzi-
gen Senatsabteilung zuzuweisen sind.

(3) Durch die Geschäftsverteilung müssen auch die fachkundigen Laienrichter, die den einzelnen
Senaten angehören, bestimmt werden.

Berichterstatter
§91. Der Senatsvorsitzende beim Oberlandesgericht Wien und der Vorsitzende des einfachen

Senats des Obersten Gerichtshofs kann, sofern er nicht selbst Bericht erstattet, einen fachkundigen Lai-
enrichter als Berichterstatter bestimmen.

Entscheidung durch den Vorsitzenden
§ 92. Zwischenerledigungen des Kartellgerichts trifft der Vorsitzende allein; Endentscheidungen

einschließlich der Feststellungsbeschlüsse nach § 68 Abs. l trifft er außer in den in diesem Bundesge-
setz sonst vorgesehenen Fällen nur dann allein, wenn eine Partei dies beantragt und die anderen Par-
teien zustimmen.

Abstimmung
§ 93. Für die Abstimmung gilt § 10 Abs. 2 der Jurisdiktionsnorm mit der Maßgabe, daß die an

Lebensjahren älteren fachkundigen Laienrichter vor den jüngeren abstimmen.

Stellung der fachkundigen Laienrichter
§ 94. (1) Die fachkundigen Laienrichter haben das Recht zur Führung des Titels „Kommerzialrat"

Sofern ein fachkundiger Laienrichter dem Kartellgericht oder dem Kartellobergericht mindestens fünf
Jahre angehört hat, besteht dieses Recht auch nach Beendigung des Amtes weiter.

(2) Die fachkundigen Laienrichter sind in Ausübung ihres Amtes unabhängig; sie haben hiebei die
mit dem Richteramt verbundenen Befugnisse in vollem Umfang.

(3) Für jede Sitzung oder Verhandlung haben die fachkundigen Laienrichter beim Kartellgericht
Anspruch auf eine Vergütung von 4,68%, die fachkundigen Laienrichter beim Kartellobergericht auf
eine Vergütung von 6,68% des Gehaltes eines Beamten der Allgemeinen Verwaltung in der Dienst-
klasse V, Gehaltsstufe 2, zuzüglich allfälliger Teuerungszulagen. Wird ein fachkundiger Laienrichter
als Berichterstatter tätig, so hat er Anspruch auf die doppelte Vergütung.

(4) Finden an einem Tag mehrere Sitzungen oder Verhandlungen in verschiedenen Rechtssachen
statt, so gebührt für jede Sitzung oder Verhandlung die volle Vergütung.

(5) Die fachkundigen Laienrichter haben Anspruch auf Ersatz der Reise- und Aufenthaltskosten
sowie auf Entschädigung für Zeitversäumnis entsprechend den für Zeugen geltenden Bestimmungen
des GebAG 1975, BGBl. Nr. 136, in der jeweils geltenden Fassung mit der Maßgabe, daß für die Dauer
der Sitzungen und Verhandlungen keine Entschädigung für Zeitversäumnis zusteht und sich der in § 18
Abs. l Z1 des genannten Bundesgesetzes jeweils genannte Betrag um die Hälfte erhöht.

Ernennung
§ 95. Die fachkundigen Laienrichter des Kartellgerichts und des Kartellobergerichts werden vom

Bundespräsidenten auf Vorschlag der Bundesregierung ernannt.

Eignung
§ 96. Als fachkundige Laienrichter dürfen nur Personen ernannt werden, die
1. zur Übernahme des Amtes bereit sind;
2. zum Amt eines Geschwornen oder Schöffen fähig sind;
3. ein inländisches rechts-, handels- oder wirtschaftswissenschaftliches Hochschulstudium vollen-

det haben;
4. längere Berufserfahrungen auf rechtlichem oder wirtschaftlichem Gebiet haben.

Unvereinbarkeit
§ 97. Ein fachkundiger Laienrichter darf nicht
1. gleichzeitig auf Vorschlag mehrerer vorschlagsberechtigter Stellen oder gleichzeitig zum Kar-

tellgericht und zum Kartellobergericht ernannt sein;/
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2. Mitglied der Bundesregierung oder einer Landesregierung, des Nationalrats oder des Bundes-
rats sein;

3. Kartellbevollmächtigter sein.

Nominierung
§ 98. (1) Je fünf fachkundige Laienrichter des Kartellgerichts sind von der Bundesregierung auf

Grund von Vorschlägen der Wirtschaftskammer Österreich, der Bundeskammer für Arbeiter und
Angestellte und der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs vorzuschlagen.
Je zehn fachkundige Laienrichter des Kartellobergerichts sind von der Bundesregierung auf Grund
von Vorschlägen der Wirtschaftskammer Österreich und der Bundeskammer für Arbeiter und Ange-
stellte vorzuschlagen.

(2) Die vorschlagsberechtigten Stellen haben ihre Vorschläge an den Bundesminister für Justiz zu
richten. Sie sollen in ihren Vorschlag für jeden fachkundigen Laienrichter wenigstens zwei Personen
aufnehmen und diese Personen reihen. Die Voraussetzungen für die Ernennung und die Zustimmung
der vorgeschlagenen Personen sind nachzuweisen.

(3) Die Bundesregierung darf jeweils nur eine der ihr vorgeschlagenen Personen vorschlagen; wird
jedoch das Vorschlagsrecht nicht binnen einer angemessenen, vom Bundesminister für Justiz zu bestim-
menden Frist ausgeübt, so ist die Bundesregierung bei Erstattung ihres Vorschlags an Vorschläge der
genannten Stellen nicht gebunden.

Amtsdauer
§99. Das Amt eines fachkundigen Laienrichters endet mit Ablauf des Jahres, in dem er das

65. Lebensjahr vollendet hat.

Amtsenthebung
§ 100. (1) Ein fachkundiger Laienrichter ist seines Amtes zu entheben, wenn
1. die Ernennungsvoraussetzungen nicht gegeben waren oder nachträglich weggefallen sind;
2. Umstände vorgelegen oder nachträglich eingetreten sind, mit denen das Amt eines fachkundi-

gen Laienrichters unvereinbar ist;
3. er ohne genügende Entschuldigung die Pflichten seines Amtes wiederholt vernachlässigt;
4. er sich eines Verhaltens schuldig macht, das mit dem Ansehen seines Amtes unvereinbar ist.
(2) Der Oberste Gerichtshof hat über die Enthebung nach Abs. l Z l bis 3 in dem nach § 93 Abs. l

RDG vorgesehenen Verfahren, über die Enthebung nach Abs. l Z4 in dem nach den §§ 112 bis 120,
122 bis 138,142 bis 144,146 Abs. l, §§ 147 bis 149,151, 152 lit. a, 153,154,155 Abs. l, §§ 157,161 bis
163 und 165 vorgesehenen Verfahren mit der Maßgabe zu entscheiden, daß außer der Enthebung
keine Strafe verhängt werden darf.

(3) Überdies ist ein fachkundiger Laienrichter auf sein Ersuchen durch den Bundesminister für
Justiz seines Amtes zu entheben.

Meldepflichten
§ 101. Die fachkundigen Laienrichter haben dem Präsidenten des Gerichtshofs (dem Vorsitzenden

des Senats) umgehend die folgenden Umstände zu melden:
1. jeden Umstand, der sie daran hindert, einer Ladung als fachkundiger Laienrichter nachzukom-

men,
2. jeden Wohnungswechsel,
3. das Eintreten einer länger dauernden Verhinderung an ihrer Amtsausübung,
4. den Eintritt einer Unvereinbarkeit und
5. den Verlust der Voraussetzungen für das Wahlrecht zum Nationalrat.

Ablehnung von fachkundigen Laienrichtern
§ 102. Fachkundige Laienrichter können auch deshalb abgelehnt werden, weil ihnen die Voraus-

setzungen für die Ernennung fehlen oder Umstände vorliegen, mit denen das Amt eines fachkundigen
Laienrichters unvereinbar ist.

Sachverständige in Kartellangelegenheiten
§ 103. (1) Der Präsident des Oberlandesgerichtes Wien hat zwölf allgemein beeidete gerichtliche

Sachverständige in Kartellangelegenheiten in eine besondere Sachverständigenliste einzutragen. Er
ist dabei an übereinstimmende Vorschläge der Wirtschaftskammer Österreich und der Bundeskam-
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mer für Arbeiter und Angestellte gebunden, sofern diese innerhalb einer von ihm zu bestimmenden
angemessenen Frist erstattet werden. Die §§ 5 und 8 des Bundesgesetzes über den allgemein beeideten
gerichtlichen Sachverständigen und Dolmetscher, BGBl. Nr. 137/1975, sind anzuwenden.

(2) Die Sachverständigen sind nach jeweils fünf Jahren neu einzutragen. Scheidet ein Sachverstän-
diger vor Ablauf dieses Zeitraums aus, so ist für die verbleibende Zeit ein Ersatzmann einzutragen.

(3) Richter des Dienststandes und fachkundige Laienrichter nach diesem Bundesgesetz sowie Mit-
glieder des Paritätischen Ausschusses dürfen nicht als Sachverständige eingetragen werden.

(4) Das Kartellgericht ist bei der Bestellung von Sachverständigen nicht auf die in der besonderen
Sachverständigenliste nach Abs. l eingetragenen Sachverständigen beschränkt."

4. Die §§104 bis 110 werden aufgehoben.
5. §113 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Mitglied (Ersatzmitglied) des Paritätischen Ausschusses kann nicht sein, wer fachkundiger

Laienrichter des Kartellgerichts oder des Kartellobergerichts oder wer Kartellbevollmächtigter ist."
6. §114 hat zu lauten:

„Rechtsstellung der Mitglieder
§ 114. (1) Die Mitglieder des Paritätischen Ausschusses sind bei Ausübung ihrer Tätigkeit an keine

Weisungen gebunden. Sie sind zur Amtsverschwiegenheit verpflichtet; hiefür gilt § 58 RDG, BGBl.
Nr. 305/1961, sinngemäß.

(2) Das Amt der Mitglieder (Ersatzmitglieder) des Paritätischen Ausschusses endet mit Ablauf des
Jahres, in dem sie das 65. Lebensjahr vollendet haben.

(3) Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) sind auf ihr Ersuchen durch den Präsidenten des Oberlan-
desgerichtes Wien ihres Amtes zu entheben, die Mitglieder (Ersatzmitglieder) mit Ausnahme der bei-
den Geschäftsführer auch auf Antrag der Stelle, die sie vorgeschlagen hat.

(4) Im übrigen gilt für die Amtsenthebung der Mitglieder (Ersatzmitglieder) § 100 Abs. l und 2
sinngemäß."

7 Der letzte Satz des §121 Abs. l hat zu lauten:
„§ 94 Abs. 4 und 5 gilt sinngemäß."

Artikeln
(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1.August 1995 in Kraft.
(2) Auf Grund des Kartellgesetzes 1988 in der Fassung dieses Bundesgesetzes können bereits ab

dem auf seine Kundmachung folgenden Tag organisatorische und personelle Maßnahmen getroffen
werden; dies gilt insbesondere für die Änderung von Geschäftsverteilungen. Diese Maßnahmen dür-
fen jedoch frühestens mit dem 1. August 1995 in Wirksamkeit gesetzt werden.

Artikel III
(1) Das Amt des Vorsitzenden des Kartellgerichts und des Kartellobergerichts und ihrer Stellver-

treter nach der geltenden Fassung des Kartellgesetzes 1988 endet mit Ablauf des 31. Juli 1995.
(2) Sachen der Kartellgerichtsbarkeit, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes

anhängig sind, sind vom Kartellgericht beziehungsweise vom Kartellobergericht (§ 88 KartG 1988 in
der Fassung dieses Bundesgesetzes) weiterzuführen.

(3) Die Ernennung der Beisitzer des Kartellgerichts und des Kartellobergerichts und ihrer Stell-
vertreter nach der geltenden Fassung dieses Bundesgesetzes gilt als Ernennung nach §95 KartG
1988 in der Fassung dieses Bundesgesetzes weiter.

(4) Die Bestellung und Eintragung der Sachverständigen in Kartellangelegenheiten nach § 108
KartG 1988 in der geltenden Fassung gilt als Eintragung nach § 104 KartG 1988 in der Fassung dieses
Bundesgesetzes weiter.

Klestil

Vranitzky
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521. Bundesgesetz zur Ausführung der Verordnung des Rates über die Schaffung einer
Europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung und Änderungen des Firmenbuchge-
setzes, des Rechtspflegergesetzes und des Gerichtsgebührengesetzes (EWIV-Ausführungs-

gesetz — EWIVG)
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
EWIV-Ausführungsgesetz

Anzuwendende Bestimmungen
§1.(1) Für eine Europäische wirtschaftliche Interessenvereinigung (EWIV) mit Sitz im Inland gilt

die — in der Anlage wiedergegebene — Verordnung (EWG) Nr. 2137/85 des Rates vom 25. Juli 1985
über die Schaffung einer Europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung AB1. Nr. L 199, im fol-
genden EWIV-Verordnung genannt. Soweit die EWIV-Verordnung keine Regelung enthält, sind auf
eine solche Vereinigung die folgenden Bestimmungen, ergänzend die für eine offene Handelsgesell-
schaft geltenden Bestimmungen anzuwenden.

(2) Die Vereinigung ist ohne Rücksicht auf den Gegenstand ihres Unternehmens eine Handelsge-
sellschaft im Sinn des Handelsgesetzbuchs und Vollkaufmann.

Anmeldung zum Firmenbuch
§2. (1) Die Vereinigung ist bei dem mit Handelssachen betrauten Gerichtshof erster Instanz, in

dessen Sprengel sie ihren im Gründungsvertrag genannten Sitz hat, zur Eintragung in das Firmenbuch
anzumelden. Auf Niederlassungen nach Art. 10 der Verordnung ist § 120 Abs. l und 3 JN sinngemäß
anzuwenden.

(2) Zur Eintragung in das Firmenbuch sind anzumelden
1. von sämtlichen Mitgliedern der Vereinigung

a) die Vereinigung,
b) Änderungen des Gründungsvertrags einschließlich jeder Änderung der Zusammensetzung

der Vereinigung mit Ausnahme des Ausscheidens eines Mitglieds aus der Vereinigung nach
Art. 29 der EWIV-Verordnung,

c) die Bestellung der jeweiligen Geschäftsführer oder Abwickler und das Erlöschen oder eine
Änderung der Vertretungsbefugnis;

2. von den Geschäftsführern oder Abwicklern die sonst gesetzlich vorgeschriebenen Eintragun-
gen.

(3) Ferner kann zur Eintragung in das Firmenbuch angemeldet werden
1. von einem neuen Mitglied der Vereinigung die Vereinbarung nach § 3 Abs. l Z 4 (Haftungsbe-

schränkung) der EWIV-Verordnung;
2. von jedem Beteiligten

a) das Ausscheiden eines Mitglieds aus der Vereinigung,
b) die Auflösung der Vereinigung durch Beschluß ihrer Mitglieder.

(4) Zugleich mit der Anmeldung der Vereinigung haben die Geschäftsführer ihre öffentlich
beglaubigte Musterzeichnung vorzulegen; gleiches gilt für neu bestellte Geschäftsführer und für
Abwickler. Sie haben in der Weise zu zeichnen, daß sie dem Namen der Vereinigung ihre Unterschrift
beifügen.

(5) Den Anmeldungen zur Eintragung in das Firmenbuch ist die Urkunde über den den Eintra-
gungstatbestand bildenden Sachverhalt beizuschließen.

Eintragung in das Finnenbuch
§ 3. (1) Zusätzlich zu den in anderen Gesetzen vorgesehenen Angaben sind einzutragen:
1. Der Name, die Firma, die Rechtsform, der Wohnsitz oder Sitz sowie gegebenenfalls die Num-

mer und der Ort der Registereintragung eines jeden Mitglieds der Vereinigung;
2. jede rechtskräftige gerichtliche Entscheidung, die die Nichtigkeit der Vereinigung nach Art. 15

der EWIV-Verordnung feststellt oder ausspricht;
3. der Verlegungsplan nach Art. 14 Abs. l der EWIV-Verordnung;
4. die Vereinbarung, die ein neues Mitglied nach Art. 26 Abs. 2 der EWIV-Verordnung von der

Haftung für Verbindlichkeiten befreit, die vor seinem Beitritt entstanden sind.
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(2) Bei der Eintragung nach Abs. l Z 2 und 3 genügt die Bezugnahme auf die beim Firmenbuch-
gericht eingereichten Urkunden. Im Fall der Z 3 ist zusätzlich auch der geplante neue Sitz der Vereini-
gung einzutragen.

Bekanntmachungen
§ 4. (1) In die Veröffentlichung der Eintragungen ist auch der im Gründungsvertrag angeführte

Unternehmensgegenstand aufzunehmen.
(2) Die Österreichische Staatsdruckerei hat die nach Art. 11 der EWIV-Verordnung zu veröffent-

lichenden Angaben binnen eines Monats nach der Bekanntmachung im „Amtsblatt zur Wiener Zei-
tung" dem Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften mitzuteilen.

Firma
§ 5. (1) Die Firma muß von dem Gegenstand der Vereinigung entlehnt sein oder die Namen aller

Mitglieder oder wenigstens eines derselben enthalten. Die Namen anderer Personen als der Mitglieder
dürfen in die Firma nicht aufgenommen werden.

(2) Die Firma der Vereinigung muß in allen Fällen die Bezeichnung „Europäische wirtschaftliche
Interessenvereinigung" oder die Abkürzung „EWIV" enthalten.

Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit der Geschäftsführer
§ 6. (1) Die Geschäftsführer haben bei ihrer Geschäftsführung die Sorgfalt eines ordentlichen und

gewissenhaften Geschäftsleiters anzuwenden. Über vertrauliche Angaben haben sie Stillschweigen zu
bewahren.

(2) Geschäftsführer, die ihre Obliegenheiten verletzen, sind der Vereinigung zum Ersatz des dar-
aus entstehenden Schadens als Gesamtschuldner verpflichtet. Sie können sich von der Schadenersatz-
pflicht durch den Gegenbeweis befreien, daß sie die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften
Geschäftsleiters angewendet haben.

(3) Die Ansprüche nach Abs. 2 verjähren in fünf Jahren.

Pflicht zur Aufstellung des Jahresabschlusses
§ 7. Die Geschäftsführer haben für die ordnungsmäßige Buchführung der Vereinigung zu sorgen

und den Jahresabschluß aufzustellen. § 221 Abs. 3 HGB ist nicht anzuwenden.

Abberufung der Geschäftsführer
§ 8.(1) Die Bestellung zum Geschäftsführer kann unbeschadet allfälliger Entschädigungsansprü-

che aus bestehenden Verträgen durch einstimmigen Beschluß der Mitglieder jederzeit widerrufen wer-
den. Ein Geschäftsführer kann auch auf Grund einer Klage eines Mitglieds durch gerichtliche Entschei-
dung abberufen werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein solcher Grund ist insbesondere grobe
Pflichtverletzung oder Unfähigkeit zur ordnungsmäßigen Geschäftsführung.

(2) Die Abberufung der Geschäftsführer kann im Gründungsvertrag oder durch einstimmigen
Beschluß der Mitglieder abweichend von Abs. l geregelt werden.

Konkurseröffnung über das Vermögen eines Mitglieds
§ 9. Wird über das Vermögen eines Mitglieds der Konkurs eröffnet, so scheidet dieses mit dem

Zeitpunkt der Eröffnung des Konkurses aus der Vereinigung aus. Der Gründungsvertrag oder ein ein-
stimmiger Beschluß der Mitglieder kann etwas anderes vorsehen.

Kündigung durch den Privatgläubiger
§ 10. Kündigt ein Privatgläubiger eines Mitglieds die Vereinigung nach § 135 HGB, so scheidet das

Mitglied mit dem Ende des Geschäftsjahrs aus der Vereinigung aus.

Abwicklung der Gesellschaft
§ 11. (1) Die Abwicklung besorgen die Geschäftsführer. Der Gründungsvertrag oder ein einstim-

miger Beschluß der Mitglieder kann etwas anderes vorsehen.
(2) Auf die Auswahl der Abwickler ist Art. 19 Abs. l zweiter Satz der EWIV-Verordnung sinnge-

mäß anzuwenden.
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Eröffnung des Konkursverfahrens
§ 12. Jeder Geschäftsführer und jeder Abwickler ist verpflichtet, bei Vorliegen der Voraussetzun-

gen die Konkurseröffnung zu beantragen, jedes Mitglied ist hiezu berechtigt.

Gericht, Verfahren
§ 13. Über Angelegenheiten, die nach der EWIV-Verordnung oder nach diesem Bundesgesetz

dem Gericht zugewiesen sind, verhandelt und entscheidet, sofern es sich nicht um bürgerliche Rechts-
streitigkeiten handelt, die dem Prozeßgericht zugewiesen sind, der für den Sitz der Vereinigung zustän-
dige, zur Ausübung der Gerichtsbarkeit in Handelssachen berufene Gerichtshof erster Instanz im Ver-
fahren außer Streitsachen.

Zwangsstrafen
§ 14. Die Geschäftsführer oder die Abwickler sind zur Befolgung des Art. 25 der EWIV-Verord-

nung vom Gericht durch Zwangsstrafen bis zu 50 000 S anzuhalten. § 283 Abs. 2 HGB ist anzuwenden.

Gewerberecht
§ 15. Die Bestimmungen des Gewerberechts und des Handelskammerrechts über Personengesell-

schaften des Handelsrechts und andere Bestimmungen, die den Erwerb und die Ausübung von Befug-
nissen durch Personengesellschaften des Handelsrechts regeln, gelten auch für Europäische wirtschaft-
liche Interessenvereinigungen.

Artikel II
Änderungen des Firmenbuchgesetzes

Das Firmenbuchgesetz, BGBl. Nr. 10/1991, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 694/1993, wird wie folgt geändert:

Im §2 wird nach der ZU eingefügt:
„12. Europäische wirtschaftliche Interessenvereinigungen;" und die bisherige Z 12 erhält die

Bezeichnung „13"

Artikel III
Änderungen des Rechtspflegergesetzes

Das Rechtspflegergesetz, BGBl. Nr. 560/1985, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 974/1993, wird wie folgt geändert:

Im §22 Abs. 2 wird am Ende der Z 4 lit. c der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 5
angefügt:

„5. Angelegenheiten nach dem EWIVG."

Artikel IV
Änderungen des Gerichtsgebührengesetzes

Das Gerichtsgebührengesetz, BGBl. Nr. 501/1984, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 25/1995, wird wie folgt geändert:

1. §31 a hat zu lauten:
„Neufestsetzung von Gebühren und Bemessungsgrundlagen

§ 31a. (1) Der Bundesminister für Justiz hat durch Verordnung die in diesem Bundesgesetz und
dessen Tarif angeführten festen Gebühren sowie die in den §§ 16,17 und 19 Abs. 3 angeführten Bemes-
sungsgrundlagen neu festzusetzen, sobald und soweit sich der vom Österreichischen Statistischen Zen-
tralamt verlautbarte Verbraucherpreisindex 1986 oder der an seine Stelle tretende Index gegenüber
der für Jänner 1992 verlautbarten und in der Folge gegenüber der der letzten Festsetzung zugrunde
gelegten Indexzahl um mehr als 10 vH geändert hat. Die neuen Beträge sind aus den Beträgen dieses
Bundesgesetzes und dessen Tarifs im Verhältnis der Veränderung der für Jänner 1992 verlautbarten
Indexzahl zu der für die Neufestsetzung maßgebenden Indexzahl zu berechnen, jedoch auf volle zehn
Schilling abzurunden; sie gelten ab dem der Verlautbarung durch das österreichische Statistische Zen-
tralamt folgenden übernächsten Monatsersten.
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(2) Die festen Gebührenbeträge in den Tarifposten l, 2 und 3 für die Gebührenstufe über 5 Mil-
lionen Schilling sind bei der Neufestsetzung der Gebühren — zusätzlich zu den Änderungen nach
Abs. l — jeweils auch um die Beträge zu erhöhen bzw zu vermindern, um die die in der vorangehen-
den Gebührenstufe angeführten Beträge geändert werden."

2. In der Tarifpost 10

a) haben in der Spalte,, Gegenstand" in der Z1 die lit. a Z 2, lit. bZ2 und.die lit. d Z 2 jeweils wie folgt
zu lauten:

„2. bei offenen Handelsgesellschaften, Kommanditgesellschaften, eingetragenen Erwerbsgesell-
schaften und Europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigungen (EWIV),";

b) wird in der ZI lit. d die Wendung „Änderungen des Gesellschaftsvertrages oder der Stiftungs-
urkunde, soweit sie nicht unter lit. c fallen," durch die Wendung „Änderungen des Gesellschaftsver-
trags oder der Stiftungsurkunde oder des Gründungsvertrags, soweit sie nicht unter lit. c fallen," ersetzt;

c) hat die Anmerkung l zu lauten:

„1. Neben den Pauschalgebühren nach Tarifpost 10 sind in Firmenbuch- und Schiffsregistersachen
keine weiteren Gerichtsgebühren zu entrichten; fallen Einschaltungskosten für Veröffentli-
chungen im Inland an, so ist hiefür jedoch eine zusätzliche Pauschalgebühr von 2 500 S zu ent-
richten. Kosten, die durch Veröffentlichungen von Anzeigungen im Amtsblatt der Europäi-
schen Gemeinschaften entstehen, sind vom Rechtsträger zu ersetzen.";

d) hat die Anmerkung 4 zu lauten:

„4. In der Pauschalgebühr für die Eintragung einer Gesellschaft, einer Privatstiftung, einer Euro-
päischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung (EWIV) oder einer Genossenschaft ist auch
die Gebühr für die gleichzeitige Eintragung aller vertretungsberechtigten Personen enthalten.
Spätere Eintragungen unterliegen dagegen der Pauschalgebühr nach Tarifpost 10 I lit. d oder
g.";

e) hat die Anmerkung 5 zu lauten:

„5. Bei gleichzeitiger Eintragung oder Löschung von mehreren Mitgliedern des Vorstandes oder
von Geschäftsführern oder von persönlich haftenden Gesellschaftern oder von Liquidatoren
(Abwicklern) oder von Geschäftsleitern oder von Prokuristen oder von mehreren Mitgliedern
des Stiftungsvorstands ist die Gebühr nach Tarifpost 10 I lit. d oder g nur einmal zu entrichten."

Artikel V

Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen, Verweisungen, Vollziehungsklausel

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Oktober 1995 in Kraft.

(2) Die Regelung des § 31a Abs. 2 GGG gilt auch für die mit Wirkung vom 1. Dezember 1994 fest-
gesetzten Gebührenbeträge der Gebührenstufe über 5 Millionen Schilling, jedoch nicht für Eingaben
und Amtshandlungen, bezüglich deren der Anspruch auf die Gebühr vor dem Inkrafttreten der ersten
in Durchführung des § 31a Abs. 2 GGG ergehenden Verordnung begründet worden ist. Diese Durch-
führungsverordnung kann bereits vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes erlassen werden; sie
darf jedoch frühestens mit 1. Oktober 1995 in Kraft treten.

(3) § 31a GGG ist für den in Artikel IV Z 2 lit. c dieses Bundesgesetzes zahlenmäßig angeführten
Betrag mit der Maßgabe anzuwenden, daß Ausgangsgrundlage für die Neufestsetzung der in dieser
Gesetzesstelle angeführten Gebühr die für August 1994 verlautbarte Indexzahl des vom österreichi-
schen Statistischen Zentralamt veröffentlichten Verbraucherpreisindex 1986 ist.

(4) Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird,
sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

(5) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Justiz, hinsichtlich des
Artikels IV im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen betraut.

Klestil

Vranitzky
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Anlage

Verordnung (EWG) Nr. 2137/85 des Rates
vom 25. Juli 1985

über die Schaffung einer Europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung (EWIV)
DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —
gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere

auf Artikel 235,
auf Vorschlag der Kommission1),
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments2),
nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses3),
in Erwägung nachstehender Gründe:
Eine harmonische Entwicklung des Wirtschaftslebens sowie ein beständiges und ausgewogenes

Wirtschaftswachstum in der gesamten Gemeinschaft hängen von der Errichtung und dem Funktionie-
ren eines Gemeinsamen Marktes ab, der ähnliche Bedingungen wie ein nationaler Binnenmarkt bietet.
Für die Verwirklichung eines solchen einheitlichen Marktes und die Stärkung seiner Einheit empfiehlt
es sich insbesondere, daß für natürliche Personen, Gesellschaften und andere juristische Einheiten ein
rechtlicher Rahmen geschaffen wird, welcher die Anpassung ihrer Tätigkeit an die wirtschaftlichen
Gegebenheiten der Gemeinschaft erleichtert. Hierzu ist es erforderlich, daß diese Personen, Gesell-
schaften und anderen juristischen Einheiten über die Grenzen hinweg zusammenarbeiten können.

Eine solche Zusammenarbeit kann auf rechtliche, steuerliche und psychologische Schwierigkeiten
stoßen. Die Schaffung eines geeigneten Rechtsinstruments auf Gemeinschaftsebene in Form einer
Europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung trägt zur Erreichung der genannten Ziele bei
und erscheint daher notwendig.

Besondere Befugnisse für die Einführung dieses Rechtsinstruments sind im Vertrag nicht vorge-
sehen.

Die Fähigkeit der Vereinigung zur Anpassung an die wirtschaftlichen Bedingungen ist dadurch zu
gewährleisten, daß ihren Mitgliedern weitgehende Freiheit bei der Gestaltung ihrer vertraglichen
Beziehungen sowie der inneren Verfassung der Vereinigung gelassen wird.

Die Vereinigung unterscheidet sich von einer Gesellschaft hauptsächlich durch ihren Zweck, der
allein darin besteht, die wirtschaftliche Tätigkeit ihrer Mitglieder zu erleichtern oder zu entwickeln, um
es ihnen zu ermöglichen, ihre eigenen Ergebnisse zu steigern. Wegen dieses Hilfscharakters muß die
Tätigkeit der Vereinigung mit der wirtschaftlichen Tätigkeit ihrer Mitglieder verknüpft sein und darf
nicht an deren Stelle treten, und die Vereinigung selbst kann insoweit zum Beispiel keinen freien Beruf
gegenüber Dritten ausüben; der Begriff der wirtschaftlichen Tätigkeit ist im weitesten Sinne auszule-
gen.

Der Zugang zur Vereinigung ist so weit wie möglich natürlichen Personen, Gesellschaften und
anderen juristischen Einheiten unter Wahrung der Ziele dieser Verordnung zu eröffnen. Dies präjudi-
ziert jedoch nicht die Anwendung — auf einzelstaatlicher Ebene — der Rechts- und/oder Standesvor-
schriften über die Bedingungen für die Ausübung einer Tätigkeit oder eines Berufs.

Mit dieser Verordnung allein wird nicht das Recht verliehen, sich an einer Vereinigung zu betei-
ligen, selbst wenn die Bedingungen der Verordnung erfüllt sind.

Die in dieser Verordnung vorgesehene Möglichkeit, die Beteiligung an Vereinigungen aus Grün-
den des öffentlichen Interesses zu untersagen oder einzuschränken, läßt die Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten unberührt, in denen die Ausübung von Tätigkeiten geregelt ist und gegebenenfalls wei-
tere Verbote oder Beschränkungen vorgesehen sind oder aufgrund derer in anderer Weise die Beteili-
gung einer natürlichen Person, Gesellschaft oder anderen juristischen Einheit oder einer Gruppe hier-
von an einer Vereinigung kontrolliert oder überwacht wird.

1) AB1. Nr. C 14 vom 15. Februar 1974, S 30, und AB1. Nr. C 103 vom 28. April 1978, S 4.
2) AB1. Nr. C 163 vom 11. Juli 1977, S 17
s) AB1. Nr. C 108 vom 15. Mai 1975, S 46.
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Damit die Vereinigung ihr Ziel erreichen kann, ist sie mit eigener Geschäftsfähigkeit auszustatten,
und es ist vorzusehen, daß ein rechtlich von den Mitgliedern der Vereinigung getrenntes Organ sie
gegenüber Dritten vertritt.

Der Schutz Dritter erfordert, daß eine weitgehende Offenlegung sichergestellt wird und die Mit-
glieder der Vereinigung unbeschränkt und gesamtschuldnerisch für deren Verbindlichkeiten, ein-
schließlich der Verbindlichkeiten im Bereich der Steuern und der sozialen Sicherheit, haften, ohne
daß jedoch dieser Grundsatz die Freiheit berührt, durch besonderen Vertrag zwischen der Vereini-
gung und einem Dritten die Haftung eines oder mehrerer ihrer Mitglieder für eine bestimmte Verbind-
lichkeit auszuschließen oder zu beschränken.

Die Fragen, die den Personenstand und die Rechts-, Geschäfts- und Handlungsfähigkeit natürli-
cher Personen sowie die Rechts- und Handlungsfähigkeit juristischer Personen betreffen, werden
durch das einzelstaatliche Recht geregelt.

Die besonderen Gründe für die Auflösung der Vereinigung sind festzulegen; für die Abwicklung
und deren Schluß ist jedoch auf das einzelstaatliche Recht zu verweisen.

Die Vereinigung unterliegt in bezug auf Zahlungsunfähigkeit und Zahlungseinstellung dem einzel-
staatlichen Recht; dieses kann andere Gründe für die Auflösung der Vereinigung vorsehen.

Diese Verordnung sieht vor, daß das Ergebnis der Tätigkeit der Vereinigung nur bei den Mitglie-
dern zu besteuern ist. Im übrigen ist das einzelstaatliche Steuerrecht anzuwenden, und zwar insbeson-
dere in bezug auf Gewinnverteilung, Steuerverfahren und alle Verpflichtungen, die durch die einzel-
staatlichen Steuervorschriften auferlegt werden.

In den nicht durch diese Verordnung erfaßten Bereichen gelten die Rechtsvorschriften der Mit-
gliedstaaten und der Gemeinschaft, zum Beispiel

— im Sozial- und Arbeitsrecht,
— im Wettbewerbsrecht,
— im Recht des geistigen Eigentums.
Die Tätigkeit der Vereinigung unterliegt den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Aus-

übung einer Tätigkeit und deren Überwachung. Für den Fall von Mißbrauch oder Umgehung von
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats durch die Vereinigung oder eines ihrer Mitglieder kann dieser
Mitgliedstaat geeignete Maßregeln ergreifen.

Den Mitgliedstaaten steht es frei, Rechts- und Verwaltungsvorschriften anzuwenden oder zu erlas-
sen, die der Tragweite und den Zielen dieser Verordnung nicht zuwiderlaufen.

Diese Verordnung soll in allen ihren Teilen unverzüglich in Kraft treten. Die Anwendung einiger
Bestimmungen muß jedoch aufgeschoben werden, damit die Mitgliedstaaten zunächst die Mechanis-
men einführen können, welche für die Eintragung der Vereinigung in ihrem Hoheitsgebiet und die
Offenlegung der sie betreffenden Urkunden erforderlich sind. Ab dem Beginn der Anwendung dieser
Verordnung können die gegründeten Vereinigungen ohne territoriale Einschränkung tätig werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel l
(1) Europäische wirtschaftliche Interessenvereinigungen werden unter den Voraussetzungen, in

der Weise und mit den Wirkungen gegründet, die in dieser Verordnung vorgesehen sind.
Zu diesem Zweck müssen diejenigen, die eine Vereinigung gründen wollen, einen Vertrag

schließen und die Eintragung nach Artikel 6 vornehmen lassen.
(2) Die so gegründete Vereinigung hat von der Eintragung nach Artikel 6 an die Fähigkeit, im

eigenen Namen Träger von Rechten und Pflichten jeder Art zu sein, Verträge zu schließen oder ande-
re Rechtshandlungen vorzunehmen und vor Gericht zu stehen.

(3) Die Mitgliedstaaten bestimmen, ob die in ihren Registern gemäß Artikel 6 eingetragenen Ver-
einigungen Rechtspersönlichkeit haben.

Artikel 2
(1) Vorbehaltlich dieser Verordnung ist das innerstaatliche Recht des Staates anzuwenden, in dem

die Vereinigung nach dem Gründungsvertrag ihren Sitz hat, und zwar einerseits auf den Gründungs-
vertrag mit Ausnahme der Fragen, die den Personenstand und die Rechts-, Geschäfts- und Handlungs-
fähigkeit natürlicher Personen sowie die Rechts- und Handlungsfähigkeit juristischer Personen betref-
fen, und andererseits auf die innere Verfassung der Vereinigung.
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(2) Umfaßt ein Staat mehrere Gebietseinheiten, von denen jede ihre eigenen Rechtsnormen hat,
die auf die in Absatz l bezeichneten Gegenstände anzuwenden sind, so gilt für die Bestimmung des
nach diesem Artikel anzuwendenden Rechts jede Gebietseinheit als Staat.

Artikel 3
(1) Die Vereinigung hat den Zweck, die wirtschaftliche Tätigkeit ihrer Mitglieder zu erleichtern

oder zu entwickeln sowie die Ergebnisse dieser Tätigkeit zu verbessern oder zu steigern; sie hat nicht
den Zweck, Gewinn für sich selbst zu erzielen.

Ihre Tätigkeit muß im Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Tätigkeit ihrer Mitglieder stehen
und darf nur eine Hilfstätigkeit hierzu bilden.

(2) Die Vereinigung darf daher
a) weder unmittelbar noch mittelbar die Leitungs- oder Kontrollmacht über die eigenen Tätigkei-

ten ihrer Mitglieder oder die Tätigkeiten eines anderen Unternehmens, insbesondere auf den
Gebieten des Personal-, Finanz- und Investitionswesens, ausüben;

b) weder unmittelbar noch mittelbar, aus welchem Grunde auch immer, Anteile oder Aktien —
gleich welcher Form — an einem Mitgliedsunternehmen halten; das Halten von Anteilen oder
Aktien an einem anderen Unternehmen ist nur insoweit zulässig, als es notwendig ist, um das
Ziel der Vereinigung zu erreichen, und für Rechnung ihrer Mitglieder geschieht;

c) nicht mehr als 500 Arbeitnehmer beschäftigen;
d) von einer Gesellschaft nicht dazu benutzt werden, einem Leiter einer Gesellschaft oder einer

mit ihm verbundenen Person ein Darlehen zu gewähren, wenn solche Darlehen nach den für
die Gesellschaften geltenden Gesetzen der Mitgliedstaaten einer Einschränkung oder Kontrol-
le unterliegen. Auch darf eine Vereinigung nicht für die Übertragung eines Vermögensgegen-
standes zwischen einer Gesellschaft und einem Leiter oder einer mit ihm verbundenen Person
benutzt werden, außer soweit es nach den für die Gesellschaften geltenden Gesetzen der Mit-
gliedstaaten zulässig ist. Im Sinne dieser Bestimmung umfaßt das Darlehen jedes Geschäft ähn-
licher Wirkung und kann es sich bei dem Vermögensgegenstand um ein bewegliches oder
unbewegliches Gut handeln;

e) nicht Mitglied einer anderen Europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung sein.

Artikel 4
(1) Mitglieder einer Vereinigung können nur sein:
a) Gesellschaften im Sinne des Artikels 58 Absatz 2 des Vertrages sowie andere juristische Einhei-

ten des öffentlichen oder des Privatrechts, die nach dem Recht eines Mitgliedstaats gegründet
worden sind und ihren satzungsmäßigen oder gesetzlichen Sitz und ihre Hauptverwaltung in
der Gemeinschaft haben; wenn nach dem Recht eines Mitgliedstaats eine Gesellschaft oder
andere juristische Einheit keinen satzungsmäßigen oder gesetzlichen Sitz zu haben braucht,
genügt es, daß sie ihre Hauptverwaltung in der Gemeinschaft hat;

b) natürliche Personen, die eine gewerbliche, kaufmännische, handwerkliche, landwirtschaftliche
oder freiberufliche Tätigkeit in der Gemeinschaft ausüben oder dort andere Dienstleistungen
erbringen.

(2) Eine Vereinigung muß mindestens bestehen aus:
a) zwei Gesellschaften oder anderen juristischen Einheiten im Sinne des Absatzes l, die ihre

Hauptverwaltung in verschiedenen Mitgliedstaaten haben;
b) zwei natürlichen Personen im Sinne des Absatzes l, die ihre Haupttätigkeit in verschiedenen

Mitgliedstaaten ausüben;
c) einer Gesellschaft oder anderen juristischen Einheit und einer natürlichen Person im Sinne des

Absatzes l, von denen erstere ihre Hauptverwaltung in einem Mitgliedstaat hat und letztere
ihre Haupttätigkeit in einem anderen Mitgliedstaat ausübt.

(3) Ein Mitgliedstaat kann vorsehen, daß die in seinen Registern gemäß Artikel 6 eingetragenen
Vereinigungen nicht mehr als 20 Mitglieder haben dürfen. Zu diesem Zweck kann der Mitgliedstaat
vorsehen, daß in Übereinstimmung mit seinen Rechtsvorschriften jedes Mitglied einer nach seinen
Rechtsvorschriften gebildeten rechtlichen Einheit, die keine eingetragene Gesellschaft ist, als Einzel-
mitglied der Vereinigung behandelt wird.

(4) Jeder Mitgliedstaat ist ermächtigt, bestimmte Gruppen von natürlichen Personen, Gesellschaf-
ten und anderen juristischen Einheiten aus Gründen seines öffentlichen Interesses von der Beteiligung
an einer Vereinigung auszuschließen oder diese Beteiligung Einschränkungen zu unterwerfen.
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Artikel 5
Der Gründungsvertrag muß mindestens folgende Angaben enthalten:
a) den Namen der Vereinigung mit den voran- oder nachgestellten Worten „Europäische wirt-

schaftliche Interessenvereinigung" oder der Abkürzung „EWIV", es sei denn, daß diese Wor-
te oder diese Abkürzung bereits im Namen enthalten sind;

b) den Sitz der Vereinigung;
c) den Unternehmensgegenstand, für den die Vereinigung gegründet worden ist;
d) den Namen, die Firma, die Rechtsform, den Wohnsitz oder den Sitz sowie gegebenenfalls die

Nummer und den Ort der Registereintragung eines jeden Mitglieds der Vereinigung;
e) die Dauer der Vereinigung, sofern sie nicht unbestimmt ist.

Artikel 6
Die Vereinigung wird im Staat des Sitzes in das nach Artikel 39 Absatz l bestimmte Register ein-

getragen.

Artikel 7
Der Gründungsvertrag ist bei dem in Artikel 6 genannten Register zu hinterlegen.
Ebenso sind dort alle Urkunden und Angaben zu hinterlegen, die folgendes betreffen:
a) jede Änderung des Gründungsvertrags, einschließlich jeder Änderung der Zusammensetzung

der Vereinigung;
b) die Errichtung und die Aufhebung jeder Niederlassung der Vereinigung;
c) die gerichtliche Entscheidung, welche die Nichtigkeit der Vereinigung gemäß Artikel 15 fest-

stellt oder ausspricht;
d) die Bestellung des Geschäftsführers oder der Geschäftsführer der Vereinigung, ihre Namen

und alle anderen Angaben zur Person, die von dem Recht des Mitgliedstaats, in dem das Regi-
ster geführt wird, verlangt werden, die Angabe, ob sie allein oder nur gemeinschaftlich handeln
können, sowie die Beendigung der Stellung als Geschäftsführer;

e) jede Abtretung der gesamten oder eines Teils der Beteiligung an der Vereinigung durch ein
Mitglied gemäß Artikel 22 Absatz l,

f) den Beschluß der Mitglieder, der die Auflösung der Vereinigung gemäß Artikel 31 ausspricht
oder feststellt, oder die gerichtliche Entscheidung, die diese Auflösung gemäß Artikel 31 oder
32 ausspricht;

g) die Bestellung des oder der in Artikel 35 genannten Abwickler der Vereinigung, ihre Namen
und alle anderen Angaben zur Person, die von dem Recht des Mitgliedstaats, in dem das Regi-
ster geführt wird, verlangt werden, sowie die Beendigung der Stellung als Abwickler;

h) den Schluß der in Artikel 35 Absatz 2 genannten Abwicklung der Vereinigung;
i) den in Artikel 14 Absatz l genannten Verlegungsplan;
j) die Klausel, die ein neues Mitglied gemäß Artikel 26 Absatz 2 von der Haftung für Verbindlich-

keiten befreit, die vor seinem Beitritt entstanden sind.

Artikel 8
In dem in Artikel 39 Absatz l genannten Mitteilungsblatt ist gemäß Artikel 39 folgendes bekannt-

zumachen:
a) die nach Artikel 5 zwingend vorgeschriebenen Angaben im Gründungsvertrag und ihre Ände-

rungen;
b) Nummer, Tag und Ort der Eintragung der Vereinigung sowie die Löschung der Eintragung;
c) die in Artikel 7 Buchstaben b) bis j) bezeichneten Urkunden und Angaben.
Die unter den Buchstaben a) und b) genannten Angaben sind in Form einer vollständigen Wieder-

gabe bekanntzumachen. Die unter Buchstabe c) genannten Urkunden und Angaben können entspre-
chend dem anwendbaren einzelstaatlichen Recht entweder in Form einer vollständigen oder auszugs-
weisen Wiedergabe oder in Form eines Hinweises auf ihre Hinterlegung beim Register bekanntge-
macht werden.

Artikel 9
(1) Die nach dieser Verordnung bekanntmachungspflichtigen Urkunden und Angaben können

von der Vereinigung Dritten entsprechend den Bedingungen entgegengesetzt werden, die in den
anwendbaren einzelstaatlichen Rechtsvorschriften gemäß Artikel 3 Absätze 5 und 7 der Richtlinie
68/151/EWG des Rates vom 9. März 1968 zur Koordinierung der Schutzbestimmungen, die in den Mit-
gliedstaaten den Gesellschaften im Sinne des Artikels 58 Absatz 2 des Vertrags im Interesse der Gesell-
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schafter sowie Dritter vorgeschrieben sind, um diese Bestimmungen gleichwertig zu gestalten 4), vorge-
sehen sind.

(2) Ist im Namen einer Vereinigung vor ihrer Eintragung gemäß Artikel 6 gehandelt worden und
übernimmt die Vereinigung nach der Eintragung die sich aus diesen Handlungen ergebenden Ver-
pflichtungen nicht, so haften die natürlichen Personen, Gesellschaften oder anderen juristischen Ein-
heiten, die diese Handlungen vorgenommen haben, aus ihnen unbeschränkt und gesamtschuldnerisch.

Artikel 10
Jede Niederlassung der Vereinigung in einem anderen Mitgliedstaat als dem des Sitzes ist in die-

sem Mitgliedstaat einzutragen. Zum Zwecke dieser Eintragung hinterlegt die Vereinigung bei dem
zuständigen Register dieses Mitgliedstaats eine Abschrift der Unterlagen, deren Hinterlegung bei
dem Register des Mitgliedstaats des Sitzes vorgeschrieben ist, erforderlichenfalls zusammen mit einer
Übersetzung entsprechend den Gepflogenheiten bei dem Register der Eintragung der Niederlassung.

Artikel 11
Nach der Bekanntmachung in dem in Artikel 39 Absatz l genannten Mitteilungsblatt werden die

Gründung einer Vereinigung und der Schluß ihrer Abwicklung unter Angabe von Nummer, Tag und
Ort der Eintragung sowie von Tag und Ort der Bekanntmachung und Titel des Mitteilungsblatts im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften angezeigt.

Artikel 12
Der im Gründungsvertrag genannte Sitz muß in der Gemeinschaft gelegen sein.
Als Sitz ist zu bestimmen
a) entweder der Ort, an dem die Vereinigung ihre Hauptverwaltung hat,
b) oder der Ort, an dem eines der Mitglieder der Vereinigung seine Hauptverwaltung hat oder,

wenn es sich um eine natürliche Person handelt, seine Haupttätigkeit ausübt, sofern die Verei-
nigung dort tatsächlich eine Tätigkeit ausübt.

Artikel 13
Der Sitz der Vereinigung kann innerhalb der Gemeinschaft verlegt werden.
Hat diese Verlegung keinen Wechsel des nach Artikel 2 anwendbaren Rechts zur Folge, so wird

der Beschluß über die Verlegung unter den im Gründungsvertrag vorgesehenen Bedingungen gefaßt.

Artikel 14
(1) Hat die Sitzverlegung einen Wechsel des nach Artikel 2 anwendbaren Rechts zur Folge, so muß

ein Verlegungsplan erstellt und gemäß den Artikeln 7 und 8 hinterlegt und bekanntgemacht werden.
Der Beschluß über die Verlegung kann erst zwei Monate nach der Bekanntmachung des Verle-

gungsplanes gefaßt werden. Er bedarf der Einstimmigkeit der Mitglieder der Vereinigung. Die Verle-
gung wird zu dem Zeitpunkt wirksam, an dem die Vereinigung entsprechend Artikel 6 im Register des
neuen Sitzes eingetragen wird. Diese Eintragung kann erst aufgrund des Nachweises über die Bekannt-
machung des Verlegungsplanes erfolgen.

(2) Die Löschung der Eintragung der Vereinigung im Register des früheren Sitzes kann erst auf-
grund des Nachweises über die Eintragung der Vereinigung im Register des neuen Sitzes erfolgen.

(3) Mit Bekanntgabe der neuen Eintragung der Vereinigung kann der neue Sitz Dritten nach den
in Artikel 9 Absatz l genannten Bedingungen entgegengesetzt werden; jedoch können sich Dritte,
solange die Löschung der Eintragung im Register des früheren Sitzes nicht bekanntgemacht worden
ist, weiterhin auf den alten Sitz berufen, es sei denn, daß die Vereinigung beweist, daß den Dritten
der neue Sitz bekannt war.

(4) Die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats können bestimmen, daß eine Sitzverlegung, die
einen Wechsel des anwendbaren Rechts zur Folge hätte, im Falle von gemäß Artikel 6 in dem betref-
fenden Mitgliedstaat eingetragenen Vereinigungen nicht wirksam wird, wenn innerhalb der in Absatz l
genannten Frist von zwei Monaten eine zuständige Behörde dieses Staates dagegen Einspruch erhebt.
Dieser Einspruch ist nur aus Gründen des öffentlichen Interesses zulässig. Gegen ihn muß ein Rechts-
behelf bei einem Gericht eingelegt werden können.

4) AB1. Nr. L 65 vom 14. März 1968, S 8.



6720 169. Stück — Ausgegeben am 8. August 1995 — Nr. 521

Artikel 15
(1) Sieht das nach Artikel 2 auf die Vereinigung anwendbare Recht die Nichtigkeit der Vereini-

gung vor, so muß sie durch gerichtliche Entscheidung festgestellt oder ausgesprochen werden. Das
angerufene Gericht muß jedoch, sofern eine Behebung der Mängel der Vereinigung möglich ist, dafür
eine Frist setzen.

(2) Die Nichtigkeit der Vereinigung bewirkt deren Abwicklung gemäß Artikel 35.
(3) Die Entscheidung, mit der die Nichtigkeit der Vereinigung festgestellt oder ausgesprochen

wird, kann Dritten nach den in Artikel 9 Absatz l genannten Bedingungen entgegengesetzt werden.
Diese Entscheidung berührt für sich allein nicht die Wirksamkeit der Verpflichtungen, die zu

Lasten oder zugunsten der Vereinigung vor dem Zeitpunkt entstanden sind, von dem an sie Dritten
gemäß Unterabsatz l entgegengesetzt werden kann.

Artikel 16
(1) Die Organe der Vereinigung sind die gemeinschaftlich handelnden Mitglieder und der oder die

Geschäftsführer.
Der Gründungsvertrag kann andere Organe vorsehen; er bestimmt in diesem Fall deren Befug-

nisse.
(2) Die als Organ handelnden Mitglieder der Vereinigung können jeden Beschluß zur Verwirkli-

chung des Unternehmensgegenstandes der Vereinigung fassen.

Artikel 17
(1) Jedes Mitglied hat eine Stimme. Der Gründungsvertrag kann jedoch bestimmten Mitgliedern

mehrere Stimmen unter der Bedingung gewähren, daß ein einziges Mitglied nicht die Stimmenmehrheit
besitzt.

(2) Die Mitglieder können folgende Beschlüsse nur einstimmig fassen:
a) Änderungen des Unternehmensgegenstandes der Vereinigung;
b) Änderungen der Stimmenzahl eines jeden Mitglieds;
c) Änderungen der Bedingungen für die Beschlußfassung;
d) eine Verlängerung der Dauer der Vereinigung über den im Gründungsvertrag festgelegten

Zeitpunkt hinaus;
e) Änderungen des Beitrags jedes Mitglieds oder bestimmter Mitglieder zur Finanzierung der

Vereinigung;
f) Änderungen jeder anderen Verpflichtung eines Mitglieds, es sei denn, daß der Gründungsver-

trag etwas anderes bestimmt;
g) jede nicht in diesem Absatz bezeichnete Änderung des Gründungsvertrags, es sei denn, daß

dieser etwas anderes bestimmt.
(3) In allen Fällen, in denen diese Verordnung nicht vorsieht, daß die Beschlüsse einstimmig gefaßt

werden müssen, kann der Gründungsvertrag die Bedingungen für die Beschlußfähigkeit und die Mehr-
heit, die für die Beschlüsse oder bestimmte Beschlüsse gelten sollen, festlegen. Enthält der Vertrag
keine Bestimmungen, so sind die Beschlüsse einstimmig zu fassen.

(4) Auf Veranlassung eines Geschäftsführers oder auf Verlangen eines Mitglieds haben der oder
die Geschäftsführer eine Anhörung der Mitglieder durchzuführen, damit diese einen Beschluß fassen.

Artikel 18
Jedes Mitglied hat das Recht, von den Geschäftsführern Auskünfte über die Geschäfte der Verei-

nigung zu erhalten und in die Bücher und Geschäftsunterlagen Einsicht zu nehmen.

Artikel 19
(1) Die Geschäfte der Vereinigung werden von einer oder mehreren natürlichen Personen geführt,

die durch den Gründungsvertrag oder durch Beschluß der Mitglieder bestellt werden.
Geschäftsführer einer Vereinigung können nicht Personen sein, die
— nach dem auf sie anwendbaren Recht oder
— nach dem innerstaatlichen Recht des Staates des Sitzes der Vereinigung oder
— aufgrund einer in einem Mitgliedstaat ergangenen oder anerkannten gerichtlichen Entschei-

dung oder Verwaltungsentscheidung
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dem Verwaltungs- oder Leitungsorgan von Gesellschaften nicht angehören dürfen, Unternehmen nicht
leiten dürfen oder nicht als Geschäftsführer einer Europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung
handeln dürfen.

(2) Ein Mitgliedstaat kann bei Vereinigungen, die nach Artikel 6 in seine Register eingetragen
sind, vorsehen, daß eine juristische Person unter der Bedingung Geschäftsführer sein kann, daß sie
eine oder mehrere natürliche Personen als Vertreter bestimmt, die Gegenstand der in Artikel 7 Buch-
stabe d) vorgesehenen Angabe sein müssen.

Macht ein Mitgliedstaat von dieser Möglichkeit Gebrauch, so hat er vorzusehen, daß dieser oder
diese Vertreter so haften, als ob sie selbst Geschäftsführer der Vereinigung wären.

Die Verbote nach Absatz l gelten auch für diese Vertreter.
(3) Der Gründungsvertrag oder, falls dieser keine dahingehenden Bestimmungen enthält, ein ein-

stimmiger Beschluß der Mitglieder legt die Bedingungen für die Bestellung und die Entlassung des
Geschäftsführers oder der Geschäftsführer sowie deren Befugnisse fest.

Artikel 20
(1) Gegenüber Dritten wird die Vereinigung ausschließlich durch den Geschäftsführer oder, wenn

es mehrere sind, durch einen jeden Geschäftsführer vertreten.
Jeder der Geschäftsführer verpflichtet die Vereinigung, wenn er in ihrem Namen handelt, gegen-

über Dritten, selbst wenn seine Handlungen nicht zum Unternehmensgegenstand der Vereinigung
gehören, es sei denn, die Vereinigung beweist, daß dem Dritten bekannt war oder daß er darüber nach
den Umständen nicht in Unkenntnis sein konnte, daß die Handlung die Grenzen des Unternehmens-
gegenstandes der Vereinigung überschritt; allein die Bekanntmachung der in Artikel 5 Buchstabe c)
genannten Angabe reicht nicht aus, um diesen Beweis zu erbringen.

Eine Beschränkung der Befugnisse des Geschäftsführers oder der Geschäftsführer durch den
Gründungsvertrag oder durch einen Beschluß der Mitglieder kann Dritten nicht entgegengesetzt wer-
den, selbst wenn sie bekanntgemacht worden ist.

(2) Der Gründungsvertrag kann vorsehen, daß die Vereinigung nur durch zwei oder mehr gemein-
schaftlich handelnde Geschäftsführer wirksam verpflichtet werden kann. Diese Bestimmung kann Drit-
ten nur dann nach den in Artikel 9 Absatz l genannten Bedingungen entgegengesetzt werden, wenn sie
nach Artikel 8 bekanntgemacht worden ist.

Artikel 21
(1) Gewinne aus den Tätigkeiten der Vereinigung gelten als Gewinne der Mitglieder und sind auf

diese in dem im Gründungsvertrag vorgesehenen Verhältnis oder, falls dieser hierüber nichts bestimmt,
zu gleichen Teilen aufzuteilen.

(2) Die Mitglieder der Vereinigung tragen entsprechend dem im Gründungsvertrag vorgesehenen
Verhältnis oder, falls dieser hierüber nichts bestimmt, zu gleichen Teilen zum Ausgleich des Betrages
bei, um den die Ausgaben die Einnahmen übersteigen.

Artikel 22
(1) Jedes Mitglied der Vereinigung kann seine Beteiligung an der Vereinigung ganz oder teilweise

an ein anderes Mitglied oder an einen Dritten abtreten; die Abtretung wird erst wirksam, wenn die
übrigen Mitglieder ihr einstimmig zugestimmt haben.

(2) Ein Mitglied der Vereinigung kann eine Sicherheit an seiner Beteiligung an der Vereinigung
erst dann bestellen, wenn die übrigen Mitglieder dem einstimmig zugestimmt haben, es sei denn,
daß der Gründungsvertrag etwas anderes bestimmt. Der Sicherungsnehmer kann zu keinem Zeitpunkt
aufgrund dieser Sicherheit Mitglied der Vereinigung werden.

Artikel 23
Die Vereinigung darf sich nicht öffentlich an den Kapitalmarkt wenden.

Artikel 24
(1) Die Mitglieder der Vereinigung haften unbeschränkt und gesamtschuldnerisch für deren Ver-

bindlichkeiten jeder Art. Das einzelstaatliche Recht bestimmt die Folgen dieser Haftung.
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(2) Bis zum Schluß der Abwicklung der Vereinigung können deren Gläubiger ihre Forderungen
gegenüber einem Mitglied gemäß Absatz l erst dann geltend machen, wenn sie die Vereinigung zur
Zahlung aufgefordert haben und die Zahlung nicht innerhalb einer angemessenen Frist erfolgt ist.

Artikel 25
Briefe, Bestellscheine und ähnliche Schriftstücke müssen lesbar folgende Angaben enthalten:
a) den Namen der Vereinigung mit den voran- oder nachgestellten Worten „Europäische wirt-

schaftliche Interessenvereinigung" oder der Abkürzung „EWIV", es sei denn, daß diese Wor-
te oder diese Abkürzung bereits im Namen enthalten sind;

b) den Ort des Registers nach Artikel 6, in das die Vereinigung eingetragen ist, und die Nummer
der Eintragung der Vereinigung in dieses Register;

c) die Anschrift der Vereinigung an ihrem Sitz;
d) gegebenenfalls die Angabe, daß die Geschäftsführer gemeinschaftlich handeln müssen;
e) gegebenenfalls die Angabe, daß sich die Vereinigung nach Artikel 15,31,32 oder 36 in Abwick-

lung befindet.
Jede Niederlassung der Vereinigung hat, wenn sie nach Artikel 10 eingetragen ist, auf den in

Absatz l bezeichneten Schriftstücken, die von dieser Niederlassung ausgehen, die obigen Angaben
zusammen mit denen über ihre eigene Eintragung zu machen.

Artikel 26
(1) Die Mitglieder der Vereinigung entscheiden einstimmig über die Aufnahme neuer Mitglieder.
(2) Jedes neue Mitglied haftet gemäß Artikel 24 für die Verbindlichkeiten der Vereinigung ein-

schließlich derjenigen, die sich aus der Tätigkeit der Vereinigung vor seinem Beitritt ergeben.
Er kann jedoch durch eine Klausel im Gründungsvertrag oder in dem Rechtsakt über seine Auf-

nahme von der Zahlung der vor seinem Beitritt entstandenen Verbindlichkeiten befreit werden. Diese
Klausel kann gemäß den in Artikel 9 Absatz l genannten Bedingungen Dritten nur dann entgegenge-
setzt werden, wenn sie gemäß Artikel 8 bekanntgemacht worden ist.

Artikel 27
(1) Die Kündigung eines Mitglieds der Vereinigung ist nach Maßgabe des Gründungsvertrags

oder, falls dieser hierüber nichts bestimmt, mit einstimmiger Zustimmung der übrigen Mitglieder mög-
lich.

Jedes Mitglied der Vereinigung kann ferner aus wichtigem Grund kündigen.
(2) Jedes Mitglied der Vereinigung kann aus den im Gründungsvertrag angeführten Gründen, in

jedem Fall aber dann ausgeschlossen werden, wenn es grob gegen seine Pflichten verstößt oder wenn es
schwere Störungen der Arbeit der Vereinigung verursacht oder zu verursachen droht.

Dieser Ausschluß kann nur durch gerichtliche Entscheidung auf gemeinsamen Antrag der Mehr-
heit der übrigen Mitglieder erfolgen, es sei denn, daß der Gründungsvertrag etwas anderes bestimmt.

Artikel 28
(1) Ein Mitglied der Vereinigung scheidet aus der Vereinigung aus, wenn es verstirbt oder wenn es

nicht mehr den in Artikel 4 Absatz l festgelegten Bedingungen entspricht.
Außerdem kann ein Mitgliedstaat für die Zwecke seiner Rechtsvorschriften über Auflösung,

Abwicklung, Zahlungsunfähigkeit oder Zahlungseinstellung vorsehen, daß ein Mitglied einer Vereini-
gung ab dem in diesen Rechtsvorschriften bestimmten Zeitpunkt aus dieser ausscheidet.

(2) Im Falle des Todes einer natürlichen Person, die Mitglied der Vereinigung ist, kann niemand
ihre Nachfolge in der Vereinigung antreten, es sei denn nach Maßgabe des Gründungsvertrags oder,
wenn dieser hierüber nichts enthält, mit einstimmiger Zustimmung der verbleibenden Mitglieder.

Artikel 29
Sobald ein Mitglied aus der Vereinigung ausgeschieden ist, unterrichten der oder die Geschäfts-

führer hierüber die übrigen Mitglieder; der oder die Geschäftsführer erfüllen außerdem die jeweiligen
Verpflichtungen nach den Artikeln 7 und 8. Ferner kann jeder Beteiligte diese Verpflichtungen
erfüllen.
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Artikel 30
Bei Ausscheiden eines Mitglieds besteht die Vereinigung unbeschadet der von einer Person gemäß

Artikel 22 Absatz l oder Artikel 28 Absatz 2 erworbenen Rechte unter den im Gründungsvertrag vor-
gesehenen oder in einem einstimmigen Beschluß der betreffenden Mitglieder festgelegten Bedingun-
gen zwischen den verbleibenden Mitgliedern fort, es sei denn, daß der Gründungsvertrag etwas ande-
res bestimmt.

Artikel 31
(1) Die Vereinigung kann durch Beschluß ihrer Mitglieder aufgelöst werden, der diese Auflösung

ausspricht. Dieser Beschluß muß einstimmig gefaßt werden, es sei denn, daß der Gründungsvertrag
etwas anderes bestimmt.

(2) Die Vereinigung muß durch Beschluß ihrer Mitglieder aufgelöst werden, der feststellt, daß
a) die im Gründungsvertrag bestimmte Dauer abgelaufen oder ein anderer in diesem Vertrag vor-

gesehener Auflösungsgrund eingetreten ist oder
b) der Unternehmensgegenstand der Vereinigung verwirklicht worden ist oder nicht weiter ver-

folgt werden kann.
Ist binnen drei Monaten nach Eintritt eines der in Unterabsatz l genannten Fälle kein Beschluß

der Mitglieder über die Auflösung der Vereinigung ergangen, so kann jedes Mitglied bei Gericht bean-
tragen, diese Auflösung auszusprechen.

(3) Die Vereinigung muß ferner durch Beschluß ihrer Mitglieder oder des verbleibenden Mitglieds
aufgelöst werden, wenn die Bedingungen des Artikels 4 Absatz2 nicht mehr erfüllt sind.

(4) Nach Auflösung der Vereinigung durch Beschluß ihrer Mitglieder müssen der oder die
Geschäftsführer die jeweiligen Verpflichtungen nach den Artikeln? und 8 erfüllen. Ferner kann jeder
Beteiligte diese Verpflichtungen erfüllen.

Artikel 32
(1) Auf Antrag jedes Beteiligten oder einer zuständigen Behörde muß das Gericht im Falle der

Verletzung des Artikels 3, des Artikels 12 oder des Artikels 31 Absatz 3 .die Auflösung der Vereinigung
aussprechen, es sei denn, daß die Mängel der Vereinigung behoben werden können und vor der Ent-
scheidung in der Sache behoben werden.

(2) Auf Antrag eines Mitglieds kann das Gericht die Auflösung der Vereinigung aus wichtigem
Grund aussprechen.

(3) Ein Mitgliedstaat kann vorsehen, daß das Gericht auf Antrag einer zuständigen Behörde die
Auflösung einer Vereinigung, die ihren Sitz in dem Staat dieser Behörde hat, in den Fällen ausspre-
chen kann, in denen die Vereinigung durch ihre Tätigkeit gegen das öffentliche Interesse dieses Staa-
tes verstößt, sofern diese Möglichkeit in den Rechtsvorschriften dieses Staates für eingetragene Gesell-
schaften oder andere juristische Einheiten, die diesen Rechtsvorschriften unterliegen, vorgesehen ist.

Artikel 33
Scheidet ein Mitglied aus einem anderen Grund als dem der Abtretung seiner Rechte gemäß Arti-

kel 22 Absatz l aus der Vereinigung aus, so wird das Auseinandersetzungsguthaben dieses Mitglieds
oder die Höhe der Forderungen der Vereinigung gegen dieses Mitglied auf der Grundlage des Vermö-
gens der Vereinigung ermittelt, wie es im Zeitpunkt des Ausscheidens des Mitglieds vorhanden ist.

Der Wert der Ansprüche und Verbindlichkeiten des ausscheidenden Mitglieds darf nicht im vor-
aus pauschal bestimmt werden.

Artikel 34
Unbeschadet des Artikels 37 Absatz l haftet jedes aus der Vereinigung ausscheidende Mitglied

gemäß Artikel 24 für die Verbindlichkeiten, die sich aus der Tätigkeit der Vereinigung vor seinem Aus-
scheiden ergeben.

Artikel 35
(1) Die Auflösung der Vereinigung führt zu deren Abwicklung.
(2) Die Abwicklung der Vereinigung und der Schluß dieser Abwicklung unterliegen dem einzel-

staatlichen Recht.
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(3) Die Geschäftsfähigkeit der Vereinigung im Sinne von Artikel l Absatz 2 besteht bis zum Schluß
der Abwicklung fort.

(4) Der oder die Abwickler erfüllen die ihnen nach den Artikeln 7 und 8 obliegenden Pflichten.

Artikel 36
Europäische wirtschaftliche Interessenvereinigungen unterliegen dem einzelstaatlicheh Recht

über Zahlungsunfähigkeit und Zahlungseinstellung. Die Eröffnung eines Verfahrens gegen eine Ver-
einigung wegen Zahlungsunfähigkeit oder Zahlungseinstellung hat nicht von Rechts wegen zur Folge,
daß ein solches Verfahren auch gegen die Mitglieder dieser Vereinigung eröffnet wird.

Artikels 37
(1) Jede durch das anwendbare einzelstaatliche Recht vorgesehene längere Verjährungsfrist wird

durch eine Verjährungsfrist von fünf Jahren nach der in Artikel 8 vorgeschriebenen Bekanntmachung
des Ausscheidens eines Mitglieds der Vereinigung für Ansprüche gegen dieses Mitglied wegen Ver-
bindlichkeiten, die sich aus der Tätigkeit der Vereinigung vor seinem Ausscheiden ergeben haben,
ersetzt.

(2) Jede durch das anwendbare einzelstaatliche Recht vorgesehene längere Verjährungsfrist wird
durch eine Verjährungsfrist von fünf Jahren nach der in Artikel 8 vorgeschriebenen Bekanntmachung
des Schlusses der Abwicklung der Vereinigung für Ansprüche gegen ein Mitglied der Vereinigung
wegen Verbindlichkeiten, die sich aus der Tätigkeit der Vereinigung ergeben haben, ersetzt.

Artikel 38
Übt eine Vereinigung in einem Mitgliedstaat eine Tätigkeit aus, die gegen dessen öffentliches

Interesse verstößt, so kann eine zuständige Behörde dieses Staates diese Tätigkeit untersagen. Gegen
die Entscheidung der zuständigen Behörde muß ein Rechtsbehelf bei einem Gericht eingelegt werden
können.

Artikel 39
(1) Die Mitgliedstaaten bestimmen das oder die Register, die für die in Artikel 6 und 10 genannte

Eintragung zuständig sind, sowie die für die Eintragung geltenden Vorschriften. Sie legen die Bedin-
gungen für die Hinterlegung der in Artikel 7 und 10 genannten Urkunden fest. Sie stellen sicher, daß
die Urkunden und Angaben nach Artikel 8 in dem geeigneten amtlichen Mitteilungsblatt des Mitglied-
staats, in dem die Vereinigung ihren Sitz hat, bekanntgemacht werden, und sehen gegebenenfalls die
Einzelheiten der Bekanntmachung für die in Artikel 8 Buchstabe c) genannten Urkunden und Anga-
ben vor.

Ferner stellen die Mitgliedstaaten sicher, daß jeder bei dem aufgrund des Artikels 6 oder gegebe-
nenfalls des Artikels 10 zuständigen Register die in Artikel 7 genannten Urkunden einsehen und hier-
von eine Abschrift oder einen Auszug erhalten kann, welche ihm auf Verlangen zuzusenden sind.

Die Mitgliedstaaten können die Erhebung von Gebühren zur Deckung der Kosten für die in den
vorstehenden Unterabsätzen genannten Maßnahmen vorsehen; diese Gebühren dürfen die Verwal-
tungskosten nicht übersteigen.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß die nach Artikel 11 im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften zu veröffentlichenden Angaben binnen eines Monats nach Bekanntmachung in dem
in Absatz l genannten amtlichen Mitteilungsblatt dem Amt für amtliche Veröffentlichungen der Euro-
päischen Gemeinschaften mitgeteilt werden.

(3) Die Mitgliedstaaten sehen geeignete Maßregeln für den Fall vor, daß die Bestimmungen der
Artikel 7, 8 und 10 über die Offenlegung nicht eingehalten werden oder daß gegen Artikel 25 versto-
ßen wird.

Artikel 40
Das Ergebnis der Tätigkeit der Vereinigung wird nur bei ihren Mitgliedern besteuert.

Artikel 41
(1) Die Mitgliedstaaten treffen die nach Artikel 39 erforderlichen Maßnahmen vor dem 1.Juli

1989. Sie teilen sie unverzüglich der Kommission mit.
(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission zur Unterrichtung mit, welche Gruppen von natür-

lichen Personen, Gesellschaften oder anderen juristischen Einheiten sie gemäß Artikel 4 Absatz 4 von
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der Beteiligung an einer Vereinigung ausgeschlossen haben. Die Kommission unterrichtet hierüber die
anderen Mitgliedstaaten.

Artikel 42
(1) Bei der Kommission wird, sobald diese Verordnung genehmigt ist, ein Kontaktausschuß einge-

setzt, der zur Aufgabe hat,
a) unbeschadet der Artikel 169 und 170 des Vertrages die Durchführung dieser Verordnung

durch eine regelmäßige Abstimmung, insbesondere in konkreten Durchführungsfragen, zu
erleichtern;

b) die Kommission, falls dies erforderlich sein sollte, bezüglich Ergänzungen oder Änderungen
dieser Verordnung zu beraten.

(2) Der Kontaktausschuß setzt sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten sowie Vertretern der Kom-
mission zusammen. Der Vorsitz wird von einem Vertreter der Kommission wahrgenommen. Die Sekre-
tariatsgeschäfte werden von den Dienststellen der Kommission geführt.

(3) Der Vorsitzende beruft den Kontaktausschuß von sich aus oder auf Antrag eines der Mitglie-
der des Ausschusses ein.

Artikel 43
Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäi-

schen Gemeinschaften in Kraft.
Diese Verordnung gilt ab 1.Juli 1989; hiervon ausgenommen sind die Artikel 39, 41 und 42, die

vom Inkrafttreten dieser Verordnung an gelten.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.
Geschehen zu Brüssel am 25. Juli 1985.

Im Namen des Rates
Der Präsident

J. POOS


